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1 AUSGANGSLAGE 

1.1 SITUATION 
Das Planungsgebiet befindet sich im Dorfkern von Mosnang. Es liegt angrenzend zur Kirche St. Georg und Theo-
dul, dem Friedhof sowie Wohn- und Gewerbebauten. Südlich des Gebietes befindet sich Landwirtschaftsland. Von 
der vorliegenden Planung sind die Parzellen mit den Nummern 89 und 1949 betroffen. 

Abb. 1: Orthofoto mit AV (weiss) und Perimeter (rot) 
Quelle: geoportal.ch | August 2024 

1.2 ANLASS UND ZIEL 
Das bestehende Gebäude der Metzgerei wurde in den 1970er-Jahren erstellt und ist bis heute ein geschätzter Ein-
zelhandelsbetrieb in der Gemeinde Mosnang. Die NÄF-metzg AG beabsichtigt, ihre Verkaufs-, Produktions- und 
Lagerflächen zentral zu organisieren und zeitgemäss auszubauen. Mit dem geplanten Ausbauprojekt wird zudem 
sichergestellt, dass Tierschutzstandards und Hygienevorschriften auch langfristig eingehalten werden können. 
Für den Metzgereibetrieb, der das Kerngeschäft darstellt und durch einen Cateringdienst ergänzt wird, ist ein An-
bau an das bestehende Gebäude erforderlich, um eine nachhaltige Perspektive zu gewährleisten. Das Unterneh-
men möchte in der Region weiterhin konkurrenzfähig bleiben, weshalb eine Weiterentwicklung unumgänglich ist. 

Für das weitere Bestehen des Unternehmens NÄF-metzg AG ist es entscheidend, dass der Ausbau aus den ge-
nannten Gründen zeitnah umgesetzt werden kann. Zudem ist es ausschlaggebend, dass die Metzgerei am glei-
chen Standort aufgrund der Zentrumsfunktion, der effizienten Anbauweise und der Landverfügbarkeit am gleichen 
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Standort erweitert werden kann. Daher wurde das Projekt in Absprache mit der Gemeinde unabhängig von der 
laufendenden Ortsplanungsrevision vorangetrieben. 

1.3 AUSARBEITUNG RICHTPROJEKT 

1.3.1 PROJEKTBESCHRIEB 

Mit der Modernisierung des Metzgereigebäudes werden die einzelnen Abteilungen und Arbeitsschritte des Unter-
nehmens baulich stärker voneinander getrennt und eine zeitgemässe Infrastruktur erstellt. Das bestehende Wohn-
haus (Assek. Nr. 51) ist nicht Teil des Ausbauprojekts. Zudem wird die Verkaufsfläche im Laden im Grundsatz 
nicht verändert. Der bereits bestehende erdgeschossige Gewerbebau wird verlängert und teilweise mit einem Auf-
bau mit Satteldach ergänzt. Im Untergeschoss ist zudem ein Ausbau von weiteren Produktionsräumen und eine 
Tiefgarage mit Abstellplätzen geplant. Der Neubau wird entlang der Parzelle Nr. 988 auf den Parzellen Nrn. 89 und 
1949 erstellt. Dafür ist ein Landabtausch mit der Parzelle Nr. 988 vorgesehen. Zudem ist die Einordnung der Bau-
ten und Anlagen aufgrund der ortsbaulich sensiblen Lage von zentraler Bedeutung. 

Abb. 2: Entwurf Anbau Ansicht Süd 
Quelle: Senn Bauprojekt GmbH | September 2025 

ZUKÜNFTIGER INTERNER BETRIEB 

Das Unternehmen NÄF-metzg AG wird im bestehenden Gebäude (Assek. Nr. 1857) sowie im Erd- und Unterge-
schoss des Neubaus die Produktion ansiedeln. Der Verkauf wird weiterhin im Vorderbereich der Bestandesbaute 
sein. Nebst neuen Lagerflächen im Dachgeschoss des Neubaus werden Büroräumlichkeiten, Garderoben und 
Nasszellen für das Personal im Obergeschoss angeordnet. Die Vorbereitungen für den Cateringservice werden 
mehrheitlich in den umgenutzten und umgebauten Räumlichkeiten des bestehenden Gebäudes durchgeführt. Wei-
teres ist im Betriebsnachweis nachzulesen (siehe Beilage B5). 

ARCHITEKTUR 

Der Grundriss der bestehenden Gewerbebaute wird im Grundsatz beibehalten. Bei betrieblich vorgesehenen Um-
strukturierungen werden teils Mauerteile entfernt oder neue Türen erstellt. Der zweigeschossige Neubau schliesst 
direkt an den Bestand an. Im ersten Obergeschoss ist nördlich eine Balkonnutzung angedacht. Dadurch entsteht 
eine bauliche Lücke zwischen dem Wohnbau und dem Gewerbebau. Auf dem Satteldach des Neubaus sind auf 
beiden Dachflächen Solaranlagen vorgesehen. 
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UMGEBUNGSGESTALTUNG 

Die betrieblich notwendigen Erschliessungsflächen prägen das äussere Erscheinungsbild um den Gewerbebau 
und das Wohnhaus. Südlich der Neubaute sind ein Unterstand für die Logistik und ein Wende- und Manövrierplatz 
geplant. Im östlichen Teil sind eine Tiefgaragenanlage und eine Entsorgungsstelle vorgesehen. Die südlich gele-
gene Tiefgarageneinfahrt wird mit einer begleitenden Umgebungsgestaltung eingefügt. Am Siedlungsrand soll 
eine Böschung mit entsprechender Bepflanzung entstehen, um einen lockeren Übergang zum Landwirtschafts-
land zu ermöglichen, ökologische Ausgleichsflächen zu schaffen und um Hochwasserschutzmassnahmen umzu-
setzen. Zwischen dem Wohnhaus und dem Gewerbebau wird auf der Ostseite eine Fläche freigehalten, welche der 
privaten Gartennutzung dient. 

HAUSHÄLTERISCHE BODENNUTZUNG 

Der Neubau wird unmittelbar angrenzend an die bestehende Metzgerei erstellt und nutzt die vorhandene Infra-
struktur im Dorfkern optimal aus. Durch die Integration sämtlicher Betriebsabläufe, von der Anlieferung über 
Schlachtung und Verarbeitung bis hin zur Lagerung wird in einem kompakten Gebäudevolumen ein effizienter und 
flächensparender Betrieb ermöglicht. Insbesondere durch die einspurige Planung der Tiefgaragenrampe konnte 
das Areal auf ein Minimum an Flächenversiegelung reduziert werden. Mit der geplanten Tiefgarage wird ein Teil 
der heutigen oberirdischen Parkplätze zurückgebaut und durch Grünflächen ersetzt, was zu einer ökologischen 
Aufwertung führt. Zusätzlich werden die Entsorgungscontainer neu oberhalb der Tiefgarageneinfahrt positioniert. 
Diese Anordnung gewährleistet eine haushälterische Bodennutzung und ermöglicht es, den Standort aufgrund der 
unmittelbaren Nähe zum Gebäude reibungslos in den Betriebsablauf zu integrieren. Somit werden die versiegelten 
Flächen auf ein Minimum beschränkt. 

ERSCHLIESSUNG 

Die Erschliessung ist dauerhaft und langfristig vollständig sichergestellt. Der Sondernutzungsplan zeigt eine ge-
ordnete Erschliessung des Planungsgebietes über die Parzelle Nr. 1986 zur Bütschwilerstrasse auf. Hierfür ist im 
Grundbuch zu Lasten der Parzelle Nr. 1986 ein Fuss- und Fahrwegrecht (Dienstbarkeit) für die geordnete Zu- und 
Wegfahrt des Planungsgebietes eingetragen. Dieses Servitut gewährt dem Eigentümer bzw. den berechtigten Per-
sonen der Metzgerei das Recht, den betreffenden Zugang über das Grundstück der Parzelle Nr. 1986 zu nutzen, 
um das Grundstück der Metzgerei zu erreichen. Der Wendeplatz sowie die Anlieferungsflächen sind unmittelbar 
hinter dem Anbau der Metzgerei angeordnet und ermöglichen eine sichere, zweckmässige und konfliktfreie Ab-
wicklung sämtlicher logistischer Prozesse. 

PARKIERUNG 

Für den Betrieb der NÄF-metzg AG sind gemäss der VSS-Norm SN 40 281 insgesamt 21 Parkplätze erforderlich, 
die sich auf 7 Besucher-, 2 Bewohner- und 11 Personalparkplätze verteilen. Zusätzlich sind 4 Stellplätze für Liefer-
wagen sowie 4 weitere Stellplätze für Anhänger notwendig, um einen effizienten Betriebsablauf zu gewährleisten. 
Diese Lösung mit der geplanten Tiefgarage minimiert den Flächenverbrauch. Ein oberirdischer Unterstand für die 
Kühlanhänger wird errichtet, da diese aufgrund der Gegebenheiten in der Tiefgarage nicht manövriert werden kön-
nen. Der Unterstand schützt die Anhänger vor Witterungseinflüssen und trägt zur energieeffizienten Kühlung bei. 
Die Erschliessung der Tiefgarage erfolgt über den Wendeplatz, da die ursprünglich geplante Zufahrt über die be-
willigte aber noch nicht realisierte Tiefgarage der Gemeinde Mosnang (über die Parzellen Nrn. 2090, 1986 und 89) 
aufgrund einer unzureichenden Einfahrtshöhe nicht realisierbar war. Zur weiteren Reduzierung des Flächenver-
brauchs wurde eine einspurige Tiefgarageneinfahrt gewählt. Die derzeit als Parkplatz genutzte Fläche nördlich 
des Wohnhauses wird in eine Grünfläche umgewandelt. Somit wird der Flächenverbrauch auf das erforderliche 
Minimum gebracht. 
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Abb. 3: Entwurf Situationsplan 
Quelle: Senn Bauprojekt GmbH | September 2025 
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ORTSBAULICHE EINORDNUNG 

Aufgrund der ortsbaulich sensiblen Lage im kantonalen Ortsbildschutzgebiet A (siehe Kapitel 2.7) und des Sied-
lungsrandes wurde die Architektur an die Umgebung angepasst. Die Präsenz der Kirche wird, durch den deutlich 
höheren Kirchturm gegenüber des Neubaus der Metzgerei, gewahrt. Die ortstypische Dachgestaltung und -aus-
richtung des Neubaus sowie die Gestaltung des Unterstands neben dem Friedhof, ordnen sich in die bestehende 
Dachlandschaft und in das Dorfgefüge ein. Der bestehende Gewerbebau soll im Falle einer Dachsanierung zu ei-
nem späteren Zeitpunkt mit einem Quergiebel zum Satteldach des Neubaus ergänzt werden, wobei sich dieses 
dem geplanten Neubau unterzuordnen hat. Durch die gewählte Kubatur, die Fensterbänder und die Fassadenma-
terialien wird ein harmonisches Verhältnis zwischen Alt- und Neubau geschaffen. Zudem fügt sich das Richtpro-
jekt mit seiner zurückhaltenden Farb- und Materialgebung gemäss dem Farb- und Materialkonzept (siehe Beilage 
B3) sowie unter Berücksichtigung der Vorgaben der kantonalen Denkmalpflege ins Ortsbild ein. Die Fassadenge-
staltung und die Dachneigung des Neubaus orientieren sich an den Massstäben des Ortsbildes und gewährleisten 
eine angemessene Integration in die Umgebung. 

Abb. 4: Ansicht Ost 
Quelle: Senn Bauprojekt GmbH | September 2025 

 

1.4 VORGEHEN UND ANWENDBARES RECHT 
Die Betriebserweiterung der NÄF-metzg AG benötigt eine Einzonung. Da sich die politische Gemeinde zurzeit in 
der Überarbeitung der Rahmennutzungsplanung befindet (Zonenplan und Baureglement), wurde überprüft, ob die 
geplante Einzonung in die Revision einbezogen wird. Aufgrund der zeitlichen Notwendigkeit soll die Einzonung für 
den Betrieb jedoch nach altem Recht mit einem Teilzonenplan der Ortsplanungsrevision vorgezogen werden. 

Mit Inkrafttreten des Artikels 175a PBG am 1. September 2020 erhielten die politischen Gemeinden mehr Spiel-
raum für Änderungen ihrer Rahmennutzungspläne, bis sie die Ortsplanung an das neue Planungs- und Baugesetz 
angepasst haben. Mittels Teilrevision kann der Rahmennutzungsplan auf der Basis des alten Baugesetzes ange-
passt werden. 

Vorausgesetzt wird, dass die Zonenanpassung die Gesamtrevision der Ortsplanung nicht präjudiziert, dem Grund-
satz der ortsplanerischen Gesamtsicht Rechnung trägt und am Erlass ein öffentliches Interesse besteht. Weiter 
ist zu beachten, dass die öffentliche Auflage der Ortsplanungsrevision der politischen Gemeinde erst erfolgen 
kann, wenn das Teilzonenplanverfahren nach altem Baugesetz komplett abgeschlossen wurde (inkl. Abschluss 
Rechtsmittelverfahren). 

Parallel zum Teilzonenplan wird zudem ein Sondernutzungsplan erforderlich. Nur so kann sichergestellt werden, 
dass die Einzonungsfläche haushälterisch genutzt und ortsbaulich in die sensible Umgebung eingepasst wird. 
Weiter weicht das Richtprojekt von der Regelbauweise ab, was ebenfalls einen Sondernutzungsplan erfordert. 
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2 ÜBERGEORDNETE PLANUNG 

2.1 RELEVANTE ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN 
In nachfolgender Tabelle ist dargestellt, welche übergeordneten Planungen durch die vorliegende Planung tangiert 
werden: 

ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN RELEVANT 

Bundesgesetz über die Raumplanung X 

Raumkonzept Schweiz  

Sachpläne und Konzepte des Bundes  

Bundesinventare  

 Bundesinventar schützenswerter Ortsbilder von nationaler Bedeutung (ISOS)  

 Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler (BLN)  

 Inventar der historischen Verkehrswege der Schweiz (IVS)  

Kantonale Richtplanung X 

Raumkonzept Toggenburg X 

Kommunale Richtplanung X 

Kommunale Zonenplanung X 

Kommunale Schutzverordnung X 

Bestehender Sondernutzungsplan Baulinie Kaplaneiweg X 
 
Die tangierten Planungen werden in den nachfolgenden Abschnitten erläutert. 

2.2 BUNDESGESETZ ÜBER DIE RAUMPLANUNG 
Nach Art. 1 RPG1 sorgen die Gemeinden, Kantone und der Bund für eine haushälterische Nutzung des Bodens so-
wie für die Trennung von Bau- und Nichtbaugebiet und das Schaffen von kompakten Siedlungen respektive einer 
Siedlungsentwicklung nach innen. Zudem ist auf die Bedürfnisse der Bevölkerung und der Wirtschaft bei der Ab-
stimmung der raumwirksamen Tätigkeiten zu achten. Dabei sind die räumlichen Voraussetzungen für die Wirt-
schaft zu schaffen und zu erhalten. Die Tätigkeiten der jeweiligen Behörden sind aufeinander abzustimmen, um 
eine geordnete Besiedelung und die damit verbundene erwünschte Entwicklung zu erreichen. Dabei soll die Land-
schaft nach Art. 3 RPG durch die Beachtung der mit den betroffenen Planungen betrauten Behörden geschont 
werden. 

2.3 KANTONALE RICHTPLANUNG 
Gemäss dem kantonalen Richtplan ist der nördliche Teil des Planungsgebiets als Siedlungsgebiet Wohnnutzung 
bezeichnet. Der südliche Bereich ist noch nicht dem Siedlungsgebiet zugewiesen. 

 
1 Bundesgesetz über die Raumplanung; SR 700 
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 Siedlungsgebiet Wohnnutzung 
 Siedlungsgebiet Arbeitsnutzung 

  Siedlungsgebiet Sonstige Nutzung 
 Gemeinde mit provisorischem Siedlungsgebiet 

Abb. 5: Kantonaler Richtplan und Perimeter (rot) 
Quelle: geoportal.ch | August 2024 

Nach dem Koordinationsblatt «S11 Siedlungsgebiet» vom 15. Februar 2023 kann das Siedlungsgebiet im Rahmen 
der jährlichen Anpassung oder über eine Fortschreibung in spezifisch genannten Fällen geändert werden. Das Ko-
ordinationsblatt «S21 Arbeitszonenbewirtschaftung» vom 15. Februar 2023 definiert die Möglichkeiten für die 
Ausscheidung weiterer Arbeitsgebiete für lokales Gewerbe bzw. lokal verankerte Betriebe im Falle einer Betriebs-
erweiterung. Hierbei muss der haushälterische Umgang mit dem Boden sowie eine gute ortsbauliche Gestaltung 
nachgewiesen werden. 

2.4 RAUMKONZEPT TOGGENBURG 
Gemäss dem Raumkonzept Toggenburg verfolgt die Region eine wirtschaftliche Entwicklung, bei der sie beste-
henden und neuen Betrieben umfassende Entwicklungsmöglichkeiten bietet. Betriebe aus den Bereichen Ge-
werbe, Handwerk und Gastronomie sollen ihre Standorte in der gesamten Region entwickeln können. Das Toggen-
burg möchte sich zudem verstärkt als Region für Milch- und Fleischwirtschaft und Agrotourismus positionieren. 

2.5 KOMMUNALER RICHTPLAN 
Der kommunale Richtplan für den relevanten Ortsteil Mosnang-Dorf wurde im Juni 2024 vom Gemeinderat erlas-
sen und dem Kanton zur Kenntnisnahme eingereicht. Darin wird der Planungsperimeter teilweise als Baugebiet 
und Ortsbildschutzgebiet ausgewiesen. Zudem besteht nach dem Richtplanbeschluss «S 3.5.1 Siedlungserweite-
rung Mischnutzung» die Möglichkeit der Erweiterung des Baugebiets. Das Ortsbildschutzgebiet ist gemäss dem 
Richtplanbeschluss «S 4.2.1 Ortsbildschutzgebiete» zu überprüfen und gegebenenfalls im Rahmen der Schutzver-
ordnungsrevision anzupassen. 
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Richtplaninhalt 

 Verdichtungsgebiet (S 3.2) 
 Siedlungserweiterungsrichtung Mischnutzung (S 3.5) 

 Sondernutzungsplanpflicht (S 3.6) 
 Ortskerngestaltung (S 4.4) 

 Ausgangslage 
 Baugebiet 
 Sondernutzungsplanpflicht (S 3.5) 
 Ortsbildschutzgebiet (S 4.2) 

Abb. 6: Kommunaler Richtplan und Perimeter (rot) 
Quelle: Mosnang | Juni 2024 

 

  



Gemeinde Mosnang | Teilzonenplan / Sondernutzungsplan Parz. Nrn. 89 / 1949 | Planungsbericht Seite 13 von 39 

 

2.6 KOMMUNALER ZONENPLAN 
Als Teil des Dorfzentrums liegt das Planungsgebiet in der Kernzone K3 und grenzt an die Zone für öffentliche Bau-
ten und Anlagen OeBa sowie der Landwirtschaftszone L. In der weiteren Umgebung befinden sich eine Gewerbe-
Industriezone GI A und eine Wohn-Gewerbezone WG2. 

Bauzonen 
 Kernzone K2a 
 Kernzone K3 
 Zone für öffentliche Bauten und Anlagen OE 
 Wohn-Gewerbezone WG2 
 Gewerbe-Industriezone GI A 
 Intensiverholungszone Reitsport IE R 
 Grünzone Freihaltung GF 

 Nichtbauzonen 
 Landwirtschaftszone L 

Abb. 7: Zonenplan und Perimeter (rot) 
Quelle: geoportal.ch | Oktober 2025 

  



Gemeinde Mosnang | Teilzonenplan / Sondernutzungsplan Parz. Nrn. 89 / 1949 | Planungsbericht Seite 14 von 39 

 

2.7 KOMMUNALE SCHUTZVERORDNUNG 
Die Parzelle Nr. 89 befindet sich im Ortsbildschutzgebiet A von kantonaler Bedeutung. In nächster Nähe befindet 
sich zudem die Kirche St. Georg und Theodul mit den dazugehörigen Bauten und Anlagen. So gilt Art. 21 der kom-
munalen Schutzverordnung: Bei baulichen Veränderungen ist auf das Ortsbild im Rahmen des Strukturerhalts 
Rücksicht zu nehmen. Die gute Gesamtwirkung muss erhalten bleiben. Sämtliche Fassadenrenovationen, auch 
die Änderungen von Anstrichen, sind bewilligungspflichtig. Bestehende, das Ortsbild oder einzelne Bauten prä-
gende Freiräume sind zu erhalten, soweit nicht andere öffentliche Interessen überwiegen. Die Entscheidung über 
die Gewährleistung des Schutzes wird durch die politische Gemeinde gefällt. Dennoch ist eine enge Zusammenar-
beit mit der kantonalen Denkmalpflege erforderlich. Dies ist unabhängig des gewählten Vorgehens notwendig. Die 
Schutzverordnung wird zurzeit überabeitet. Das Gebiet bleibt aber auch im Entwurf der neuen Schutzverordnung 
im Ortsbildschutzgebiet. 

 Geschütztes Kulturobjekt (Gebäude)   Ortsbildschutzgebiet A 

Abb. 8: Kommunale Schutzverordnung und Perimeter (rot) 
Quelle: geoportal.ch | August 2024 
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2.8 BESTEHENDER SONDERNUTZUNGSPLAN BAULINIE KAPLANEIWEG 
Aufgrund der Entwicklung des Dorfkernes ist ein Neubau eines Wohn- und Geschäftshauses mit Tiefgarage auf 
den Parzellen Nrn. 51, 89, 1986 und 2090 geplant. Das Bauprojekt ist bewilligt. Auch der bestehende Sondernut-
zungsplan wurde am 6. Februar 2023 genehmigt und stellt den vergrösserten Raumbedarf mittels einer Baulinie 
sicher. Auf der Parzelle Nr. 89 liegt die Baulinie für unterirdische Bauten. Nach dem Sondernutzungsplan bleiben 
andere Abstandsvorschriften bei beiden Baulinien vorbehalten. 

Festlegung neu / Änderung 
 Baulinie Wegabstand für Bauten und Anlagen 
 Baulinie für unterirdische Bauten 

 Hinweis 
 bestehender/geänderter Weg 

Abb. 9: SNP Baulinie Kaplaneiweg und Perimeter (rot) 
Quelle: Mosnang | Februar 2023 
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3 WICHTIGE THEMATISCHE ASPEKTE 

3.1 TANGIERTE THEMATISCHE ASPEKTE 
In nachfolgender Tabelle ist dargestellt, welche wichtigen thematischen Aspekte bei der vorliegenden Planung 
tangiert werden bzw. zu beachten sind: 

WICHTIGE THEMATISCHE ASPEKTE RELEVANT 

Strassenklassierung X 

Erschliessung durch den öffentlichen Verkehr X 

Erschliessung MIV sowie Fuss- und Veloverkehr X 

Ruhender Verkehr (Parkierung Auto und Velo) X 

Erschliessung Werkleitungen  

Naturgefahren / Oberflächenabfluss X 

Gewässernetz und Gewässerraum X 

Gewässerschutz X 

Grundwasserschutz  

Entwässerung / öffentliche Kanalisation  

Grunddienstbarkeiten X 

Lärm X 

Nichtionisierende Strahlung X 

Bäuerliches Bodenrecht  
 
Die tangierten, thematischen Aspekte werden in den nachfolgenden Abschnitten erläutert. 

3.2 STRASSENKLASSIERUNG 
Entlang des Planungsperimeters befindet sich der Kaplaneiweg als Weg 2. Klasse. Über die sich im Eigentum der 
politischen Gemeinde Mosnang gehörende Parzelle Nr. 1986 wird das Planungsgebiet wie bis anhin an die Kan-
tonsstrasse angeschlossen. Das Fahrwegrecht ist grundbuchrechtlich sichergestellt.  

 Kantonsstrasse (Kanton) 
 Gemeindestrasse 2. Klasse 

  Weg 2. Klasse 

Abb. 10: Kantonaler Richtplan und Perimeter (rot) 
Quelle: geoportal.ch | August 2024 
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3.3 ERSCHLIESSUNG DURCH DEN ÖFFENTLICHEN VERKEHR 
Das Planungsgebiet liegt in der Nähe der Bushaltestelle «Mosnang, Dorf» und befindet sich in der ÖV-Güteklasse 
D.  

 Klasse D: geringe Erschliessung   

Abb. 11: ÖV-Güteklassen und Haltestellen und Perimeter (rot) 
Quelle: geoportal.ch | August 2024 

3.4 ERSCHLIESSUNG FUSS- UND VELOVERKEHR 
Die Anbindung des Veloverkehrs wird über die öffentliche Parzelle Nr. 1986 gewährleistet. Der Fussverkehr wird 
ebenfalls über die Parzelle Nr. 1986 sowie über den Kaplaneiweg erschlossen. 

 Wanderweg mit Hartbelag 
 Wanderweg mit Hartbelag und Radweg 

  Fussweg 

Abb. 12: Ausschnitt Fuss-, Wander-, Radwege gemäss Gemeindestrassenplan und Perimeter (rot) 
Quelle: geoportal.ch | August 2024 
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3.5 NATURGEFAHREN / OBERFLÄCHENABFLUSS 
Der Planungsperimeter ist gemäss Naturgefahrenkarte des Kantons St.Gallen bis zu einer mittleren Gefährdung 
durch Hochwasser betroffen. Die Neueinzonung einer durch Hochwasser gefährdeten Fläche erfordert weitere 
Nachweise. So sollten bereits entsprechende Massnahmen durch den Sondernutzungsplan gesichert werden. 
Ansonsten sind im Rahmen des Baugesuchs entsprechende Massnahmen bezüglich des Hochwasserschutzes 
aufzuzeigen. 

 Restgefährdung 
 Geringe Gefährdung 

  Mittlere Gefährdung 

Abb. 13: Gefahrenkarte Wasser und Perimeter (rot) 
Quelle: geoportal.ch | August 2024 

Die Situation des Bitzibachs und die Geländeverhältnisse sind für die Naturgefahr relevant. Im Massnahmenkon-
zept bezüglich Naturgefahren vom 6. Juli 2016 wurde daher festgehalten, dass drei Massnahmen umzusetzen 
sind. Nebst dem regelmässigen Gewässerunterhalt und der künstlichen Geländeerhöhung zwischen der Löwen-
wiese und der Wupplisbergstrasse soll eine technische Massnahme helfen. Das Gelände beim Siedlungsrand 
westlich der Wupplisbergstrasse und entlang der Strasse soll längerfristig sanft modelliert werden, um das Was-
ser in Richtung Bitzibach-Durchlass zurückzuführen. 
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3.6 GEWÄSSERNETZ UND GEWÄSSERRAUM 
Aufgrund der in der Grundlagenkarte Gewässerraum des Kantons eingetragene Eindolung, welche in den Bitzi-
bach mündet und durch das Grundstück Nr. 1949 verläuft, sind weitere Abklärungen bezüglich dem Gewässer-
raum zu treffen. Sofern die Übergangsbestimmungen gemäss Gewässerschutzgesetzgebung nicht eingehalten 
werden können, ist ein ordentlicher Gewässerraum festzulegen. Ein mögliches Offenlegungsprojekt und dessen 
Gewässerraumausscheidung ist nicht Teil dieses Projekts.  

 Gewässer bekannter Verlauf unterirdischer Verlauf   Potenziell von einem Gewässerraum nach Übergangsrecht be-
troffene Fläche 

Abb. 14: Gewässerraum Grundlagenkarte Kt. SG und Perimeter (rot) 
Quelle: geoportal.ch | August 2024 
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 Abwasser Nebenleitung   

Abb. 15: Gewässerraum Grundlagenkarte Kt. SG, Leitungskataster und Perimeter (rot) 
Quelle: geoportal.ch | August 2024 

Die räumliche Verortung des Bitzibachs in der Grundlagenkarte des Kantons St. Gallen weicht massgebend von 
seiner tatsächlichen Lage gemäss dem Leitungskataster ab. Daher soll bei der Berücksichtigung des übergangs-
rechtlichen Gewässerraums der Leitungskataster als Grundlage dienen. Gemäss den Übergangsbestimmungen 
zur Änderung vom 4. Mai 2011 legt der Kanton St.Gallen den Gewässerraum des Bitzibachs gemäss dem Artikel 
41a fest. Dieser Gewässerraum setzt sich aus der Sohlenbreite der Eindolung (Rohrdurchmesser gemäss Lei-
tungskataster von 300 mm) und einer zusätzlichen Breite von je 8 m auf beiden Seiten zusammen.2 Dies ergibt 
ein übergangsrechtlicher Gewässerraum von 16.3 m. 

  

 
2 Übergangsbestimmungen zur Änderung vom 4. Mai 2011 Abs. 2 lit. a 
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3.7 GEWÄSSERSCHUTZ 
Das Planungsgebiet befindet sich gemäss Gewässerschutzkarte im Gewässerschutzbereich Au sowie im überla-
gerten Schutzbereich Au und Ao und damit gemäss Art. 29 Gewässerschutzverordnung (GSchV) in einem beson-
ders gefährdeten Bereich. Gemäss Art. 32 Abs. 2 GSchV ist in den besonders gefährdeten Bereichen eine Bewilli-
gung insbesondere erforderlich für: 

 Anlagen, die Deckschichten oder Grundwasserstauer verletzen; 
 Grundwassernutzungen (einschliesslich Nutzungen zu Heiz- und Kühlzwecken); 
 Freilegungen des Grundwasserspiegels; 
 Bohrungen; 
 Lageranlagen und Umschlagplätze für wassergefährdende Flüssigkeiten. 

Die Zuständigkeit für die Erteilung dieser Bewilligung ist in Art. 28 des Vollzuggesetzes zur eidgenössischen Ge-
wässerschutzgesetzgebung geregelt. Das Merkblatt AFU173 «Bauten und Anlagen in Grundwassergebieten» ist 
zu beachten.  

 Gewässerschutzbereich Au   Bereiche Au und Ao überlagert 

Abb. 16: Gewässerschutzkarte und Perimeter (rot) 
Quelle: geoportal.ch | August 2024 
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3.8 LÄRM 
Bei Neueinzonungen ist nachzuweisen, dass die Lärmimmissionen die Planungswerte nach der entsprechenden 
Empfindlichkeitsstufe nicht überschreiten oder dass diese Werte durch planerische, gestalterische oder bauliche 
Massnahmen eingehalten werden können. In der Gewerbe-Industriezone GI A gilt die Empfindlichkeitsstufe III ge-
mäss Art. 43 Lärmschutzverordnung LSV.  

Abb. 17: Belastungsgrenzwerte für Industrie- und Gewerbelärm 
Quelle: Anhang 6 LSV | August 2024 

3.9 NICHTIONISIERENDE STRAHLUNG 
Nach Artikel 16 der Verordnung über den Schutz vor nichtionisierender Strahlung (SR 814.710; NISV) dürfen 
Bauzonen nur in Gebieten eingezont werden, in denen die Anlagegrenzwerte eingehalten werden oder durch ge-
eignete planerische oder bauliche Vorkehrungen eingehalten werden können. Die einzuzonende Fläche befindet 
sich im Einflussbereich der Swisscom-Mobilfunkanlage MONG, die im nördlich des Planungsgebiets gelegenen 
Kirchturm installiert ist. Nach Anhang 1 Ziffer 64 NISV beträgt der Anlagegrenzwert für den Effektivwert der 
elektrischen Feldstärke 5.0 V/m. 

 
Abb. 18: Mobilfunkanlagen 
Quelle: geoportal.ch | Juli 2025 
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Mit Abklärungen der Swisscom konnten die gewünschten Informationen bezüglich der Betriebserweiterung der 
NÄF-metzg AG erfolgreich eingeholt werden. Im neuen Gebäude wurde der am stärksten belastete (Worst-Case) 
OMEN (Ort mit empfindlicher Nutzung) berechnet. Der ermittelte Wert beträgt 3,34 V/m, was unter dem Grenzwert 
von 5,0 V/m liegt. Daher sind keine weiteren Massnahmen für den Betrieb erforderlich. Somit wird im neuen Be-
triebsgebäude der NÄF-metzg AG der Grenzwert der NIS-V in jedem Fall und an allen relevanten Orten mit dem 
aktuellen Betrieb der Mobilfunkanlage MONG eingehalten. 

Abb. 19: Mobilfunkanlage Mong 
Quelle: Axians Schweiz AG | Oktober 2025 
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3.10 GRUNDDIENSTBARKEITEN 
Gemäss dem Auszug aus dem Tauschvertrag vom 14. August 1967 (HP 4/93) zwischen den damaligen Eigentü-
mern wurde ein gänzliches Bauverbot auf privatrechtlicher Grundlage beschlossen. Auf der Parzelle Nr. 89 dürfen 
auf einer Fläche von 293 m2 zu keiner Zeit Bauten errichtet werden. Der Dienstbarkeitsvertrag ist im Grundbuch 
eingetragen und bezieht sich auf die eingetauschte Fläche angrenzend zur Parzelle Nr. 52, welche aktuell als Pri-
vatgarten genutzt wird. 

Abb. 20: Betroffene Freifläche (gelb) 
Quelle: geoportal.ch | August 2024 

4 TEILZONENPLAN 

4.1 KONZEPT 
Der Teilzonenplan stützt sich auf die Flächenbedürfnisse entsprechend dem Richtprojekt und Sondernutzungs-
plan Parz. Nrn. 89 / 1949. Für die Betriebserweiterung des Unternehmens NÄF-metzg AG soll rund 1’327 m2 Nicht-
bauzone in Bauzone eingezont werden. Mit dieser Bauzonenfläche kann die Zukunft der NÄF-metzg AG als 
Schlacht- und Verarbeitungsbetrieb gesichert werden. 

Zusätzlich wird aufgrund der tatsächlichen Nutzung das bestehende Metzgereigebäude von der Kernzone K3 in 
die Gewerbe- Industriezone GI A umgezont. Die Zonengrenze wird entlang des im Sondernutzungsplans definier-
ten Baubereichs B definiert. So kommen alle gewerblich genutzten Bauten in der dafür vorgesehenen Gewerbe- 
Industriezone GI A zu liegen. Die Restfläche der Parzelle Nr. 89 bleibt weiterhin in der Kernzone K3, da im Gebäude 
mit der Assek. Nr. 51 die Wohnnutzung erhalten bleiben soll. Die Umzonung auf der Parzelle Nr. 988 ist mit dem 
geplanten Landtausch verbunden. 
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Bauzone 
 Gewerbe- Industriezone GI A 

 Nichtbauzone 
 Festlegung Planungswert Lärm 

Abb. 21: Teilzonenplan Parz. Nrn. 89 / 1949 
Quelle: Eigene Darstellung | Oktober 2025 

4.2 FLÄCHENBILANZ 
Die Anpassungen der Zonenflächen gemäss Teilzonenplan zeigen sich wie folgt: 

THEMA PARZELLEN-NRN. ZONENTYP FLÄCHE [M2] TOTAL [M2] 

Einzonung 1949 LW  GI A 1’327 1’327 

Umzonung 89 
988 

K3  GI A 
K3  GI A 

1’099 
4 

1’103 

Der Teilzonenplan umfasst insgesamt eine Fläche von 3’540 m2, die ein-, respektive umgezont wird. Der neue 
Stand der Zonenflächen wird in nachfolgender Tabelle dargestellt: 

THEMA PARZELLEN-NRN. ZONENTYP FLÄCHE [M2] TOTAL [M2] 

Neuer Stand Bauzonenflächen im 
Planungsgebiet 

89 
988 

K3 1’110 3’540 

89 
988 
1949 

GI A 2’430 
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4.3 ZONENKAPAZITÄT 
Mit der Umzonung der dreigeschossigen Kernzone K3 in die Gewerbe-Industrie-Zone GI A und die damit verbun-
dene Reduzierung auf rund 1’110 m2 wird der für die Kapazitätsberechnung relevante Anteil der Bauzone nur un-
wesentlich verkleinert. Aufgrund der geringen Umzonungsfläche der Kernzone K3 und die reine Arbeitszone GI A 
wird die Einwohnerkapazität des Zonenplans kaum verändert. Die Umzonung ist aus betrieblichen Gründen erfor-
derlich, da die Fläche für die geplanten Produktions-, Verarbeitungs- und Lagerbereiche der NÄF-metzg AG ge-
nutzt wird. Die Einzonungsfläche wird sowohl für die Erweiterung des Gebäudes als auch für die notwendigen Zu-
fahrten und Verkehrsflächen benötigt. Die Flächenplanung berücksichtigt unter anderem die betrieblich 
erforderlichen Schleppkurven und Wendekreise für Lieferfahrzeuge, sodass ein reibungsloser Betriebsablauf si-
chergestellt ist. Dies verdeutlicht, dass die Fläche nicht nur für die Bebauung, sondern auch für die funktionale 
Erschliessung und Logistik des Betriebs unverzichtbar ist. Bei der Einzonung wird somit ein effizienter, platzspa-
render Betrieb gewährleistet, der den Boden sparsam nutzt und die bestehende Infrastruktur optimal einsetzt.  

4.4 ARBEITSZONENMANAGEMENT 
Mit dem Teilzonenplan soll eine Fläche von 1’327 m2 von der Landwirtschaftszone in die Gewerbe-Industriezone 
GI A aufgrund der geplanten Betriebserweiterung eingezont werden. Das Planungsgebiet gliedert sich in einen 
nördlichen und einen südlichen Abschnitt. Der nördliche Teil befindet sich bereits in der Bauzone und ist im kanto-
nalen Richtplan dem Siedlungsgebiet «Wohnnutzung» zugewiesen. Aus diesem Grund ist im Rahmen der anste-
henden Richtplanpflege vorgesehen, diese Zweckbestimmung in «Arbeitsnutzung» zu ändern. Die geplante be-
triebliche Erweiterung umfasst eine Fläche von weniger als 5'000 m² und der entsprechende Bedarf ist 
ausgewiesen. Dadurch kann im Zuge der Richtplanfortschreibung auch der südliche Teil des Planungsperimeters, 
welcher sich derzeit noch ausserhalb der Bauzone befindet, neu dem Siedlungsgebiet «Arbeitsnutzung» zugewie-
sen werden. 

Bei der Veränderung des Siedlungsgebiets handelt es sich gemäss kantonalem Richtplan (Koodinationsblatt S11 
und S21) um eine Betriebserweiterung. Der konkrete Bedarf wird in den Kapiteln 1.2 / 1.3 und in den Beilagen B1 
und B5 erläutert. Eine flächensparende Anordnung der Bauten und Anlagen, inkl. Erschliessung und Parkierung 
sowie eine gute ortsbauliche Gestaltung wird mit dem Sondernutzungsplan nachgewiesen und gesichert. 

4.5 ÖFFENTLICHES INTERESSE 
Damit der vorliegende Teilzonenplan rechtlich zulässig ist, muss ein öffentliches Interesse an der vorgesehenen 
Einzonung ausgewiesen werden. Im konkreten Fall ergibt sich dieses öffentliche Interesse aus der geplanten be-
trieblichen Erweiterung, welche eine Stärkung des lokalen Arbeitsplatzstandorts und eine nachhaltige wirtschaftli-
che Entwicklung der Gemeinde unterstützt. Die Schaffung zusätzlicher Flächen für Produktions- oder Gewerbenut-
zungen trägt dazu bei, bestehende Unternehmen wie die NÄF-metzg AG am Standort zu halten und 
Entwicklungsspielräume zu schaffen. Dadurch wird nicht nur ein konkreter betrieblicher Bedarf gedeckt, sondern 
es wird auch ein Beitrag zur Siedlungsentwicklung nach innen geleistet. Das Vorhaben steht somit im Einklang 
mit dem übergeordneten Ziel, die Siedlungsentwicklung auf bereits erschlossene Standorte zu konzentrieren und 
die wirtschaftliche Nutzbarkeit des Gebiets zu verbessern. 

4.6 ABSTIMMUNG MIT DER LAUFENDEN ORTSPLANUNGSREVISION 
Im Rahmen des Projekts wurde geprüft, ob die geplante Einzonung durch den Teilzonenplan der anstehenden Ge-
samtrevision der Ortsplanung vorgreift oder diese in unzulässiger Weise beeinflusst. Im vorliegenden Fall liegt die 
betroffene Fläche teilweise bereits in der Bauzone, und die Einzonung erfolgt in engem Zusammenhang mit dem 
bestehenden, ortsansässigen Betrieb NÄF-metzg AG. Die betriebliche Nutzung ist klar abgegrenzt und steht in 
keinem Widerspruch zu den Planungszielen der Gemeinde. Die Einzonung wird als punktuelle Anpassung mit kla-
rer Zweckbindung vorgenommen und greift somit der Gesamtrevision nicht vor.  
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4.7 MEHRWERTABGABE 
Im Rahmen einer Neueinzonung, ist gemäss Art. 58 ff. PBG eine Mehrwertabgabe in Höhe von 20 % des anfallen-
den Bodenmehrwerts zu entrichten. Der Bodenmehrwert definiert sich als Differenz zwischen dem bestehenden 
Verkehrswert eines Grundstücks und demjenigen Verkehrswert, der nach der rechtskräftigen Änderung der Zonen-
ordnung im Rahmen einer Grundstückschätzung ermittelt wird (Art. 59 Abs. 1 PBG). Planungsbedingte Boden-
mehrwerte bis Fr. 30’000.– werden von der Mehrwertabgabe nicht erfasst (Art. 59 Abs. 3 PBG). 

5 SONDERNUTZUNGSPLAN 
Der Sondernutzungsplan Parz. Nrn. 89 / 1949 setzt sich aus den folgenden Bestandteilen zusammen: 

 Sondernutzungsplan Situation 1:500 
 Besondere Vorschriften 
 Planungsbericht mit Beilagen (u.a. Farb- und Materialkonzept und Richtprojekt) 

Abb. 22: Sondernutzungsplan Parz. Nrn. 89 / 1949 
Quelle: Eigene Darstellung | Oktober 2025 

 
Der Sondernutzungsplan ermöglicht die Betriebserweiterung der NÄF-metzg AG für die notwendigen Betriebszwe-
cke. Dabei ist die Überbauung im Geltungsbereich in hoher ortsbaulicher und architektonischer Qualität auszufüh-
ren und eine besonders gute Integration der Überbauung ins bestehende Ortsbild zu gewährleisten. Dadurch soll 
die Wirkung der Überbauung auf das Ortsbildschutzgebiet hinsichtlich ästhetischer Einflüsse und ideeller Emissio-
nen berücksichtigt werden. Zudem muss der Siedlungsrand an der sensiblen Lage im Rahmen der Möglichkeiten 
passend gestaltet werden. Weiter ist die Erschliessung für das bestehende Wohnhaus und des Betriebes 
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abschliessend zu regeln. Im Rahmen des Sondernutzungsplanes sollen auch energetisch nachhaltige und zeitge-
mässe Regelungen für die Überbauung vorgeschrieben werden. 

5.1 ÜBERBAUUNG UND GESTALTUNG 
Im Planungsgebiet wird der Bestand und ein Neubau, bestehend aus einem Hauptbau und einem Anbau mit 
Räumlichkeiten für die Produktion, für das Lager und die Büronutzung sowie ein bestehender Wohnbau geregelt. 
Der Neubau schliesst direkt an den Bestand an und richtet sich bezüglich seiner Dimensionen, wie Gebäudelänge, 
-breite und Höhen, nach den betrieblichen Bedürfnissen. 

Die Produktion wird im bestehenden Gebäude (Assek. Nr. 1857) sowie im Erd- und Untergeschoss des Neubaus 
durchgeführt, der Verkauf bleibt im Vorderbereich des Bestandsgebäudes. Die Vorbereitungen für den Catering-
service erfolgen in den umgebauten Bestandsräumen. 

Weiter sind im Planungsgebiet eine Anbaute, ein Unterstand für die betrieblich notwendigen Fahrzeuge, eine An-
baute sowie ein Aufgang zur geplanten Tiefgarage der politischen Gemeinde Mosnang zulässig. Für das einwand-
freie Befahren durch LKW’s ist unter dem Vordach des Neubaus eine lichte Höhe von ca. 4.0 m einzuhalten. 

Aufgrund des sensiblen Ortsbildschutzgebiets und der Einzelschutzobjekte KO19, KO20 und KO21 muss im Rah-
men des Sondernutzungsplans Rücksicht genommen werden. Gestalterische Vorgaben zur Fassaden- und Dach-
gestaltung gewährleisten eine sorgfältige Einpassung in das Ortsbild. Im Sondernutzungsplan wird bezüglich der 
Farbgebung und Materialisierung das Farb- und Materialkonzept als verbindlich erklärt. Die Bauweise und Fassa-
dengestaltung werden ebenfalls festgeschrieben. Das Erdgeschoss ist als Sockelgeschoss in Massivbauweise 
auszuführen. Das Ober- und Dachgeschoss in Hybridbauweise in Holz (Leichtbauweise mit einer Betondecke). 
Durch diese Bauweise und die regelmässig angeordneten Fensterbänder wird das gewünschte Erscheinungsbild 
nach aussen gewährleistet und die betrieblichen Abläufe im Inneren optimal integriert. Die Hauptbauten werden 
durch die vorgegebenen Dachformen und die Materialisierung auf die Umgebung abgestimmt. Die Firstrichtung 
muss ortsüblich nach Nord-Süd verlaufen. Der bestehende Gewerbebau muss im Falle einer Dachsanierung oder 
einem Bauprojekt, in welchem das Dach ersetzt wird, mit einem Satteldach gemäss vorgegebener Firstrichtung 
versehen werden. Dieses hat sich dem geplanten Neubau unterzuordnen. 

5.2 ERSCHLIESSUNG 
Die Erschliessung ist dauerhaft und langfristig vollständig sichergestellt. Der Sondernutzungsplan zeigt eine ge-
ordnete Erschliessung des Planungsgebietes über die Parzelle Nr. 1986 zur Bütschwilerstrasse auf. Hierfür ist im 
Grundbuch zu Lasten der Parzelle Nr. 1986 ein Fuss- und Fahrwegrecht (Dienstbarkeit) für die geordnete Zu- und 
Wegfahrt des Planungsgebietes eingetragen. Die Erschliessung wird ebenfalls stark von den betrieblichen Abläu-
fen beeinflusst. Für die Zu- und Weglieferung sowie den Warenumschlag ist eine entsprechend grosse befestigte, 
teilweise überdachte Fläche notwendig. Wendeplatz und Anlieferungsflächen sind direkt hinter dem Neubau ange-
ordnet, um einen sicheren und konfliktfreien Ablauf zu ermöglichen.  

Die Anzahl der Parkfelder für die NÄF-metzg AG orientiert sich an der VSS-Norm SN 40 281, welche insgesamt 21 
Parkplätze vorsieht. Diese verteilen sich auf 7 Besucherparkplätze, 2 Bewohnerparkplätze und 11 Personalpark-
plätze. Zusätzlich sind 4 Stellplätze für Lieferwagen sowie 4 weitere Stellplätze für Anhänger erforderlich, um ei-
nen reibungslosen Betriebsablauf sicherzustellen. Dies ermöglicht eine effiziente Nutzung des Bodens, da die 
Parkfelder auf das notwendige Minimum reduziert wurden. Die Anpassungen führten zu einer minimalen Reduk-
tion der Besucher-, Bewohner- und Personalparkplätze. Um den Flächenverbrauch weiter zu minimieren, wurde die 
derzeit als Parkplatz genutzte Fläche nördlich des Wohnhauses in eine Grünfläche umgewandelt, was zudem zur 
ökologischen Aufwertung des Aussenbereichs beiträgt. Der Unterstand für die vier Kühlanhänger wird oberirdisch 
errichtet, da diese aufgrund der Gegebenheit in der Tiefgarage nicht manövriert werden können. Dies schützt die 
Anhänger vor Witterungseinflüssen und fördert die energieeffiziente Kühlung. 

Die Tiefgarage ist über die im Süden gelegene Einfahrt erschlossen, die einspurig für Ein- und Ausfahrten genutzt 
wird, um die Flächenversiegelung möglichst gering zu halten.  
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Innerhalb des Erschiessungsbereichs E1 müssen die Zu- und Weglieferung, der Warenumschlag und die oberirdi-
schen Parkfeldern sowie Veloabstellplätze gewährleistet werden. Der Erschliessungsbereich E2 dient lediglich 
den betrieblichen Abläufen. 

Der Kaplaneiweg führt über den nördlichen Teilbereich des Planungsgebiets und wird über einen separaten Son-
dernutzungsplan geregelt. Der Bereich zwischen den beiden Baulinien wird als Erschliessungsbereich E1 und Um-
gebungsbereich privat geregelt und garantiert somit den Zweck des Sondernutzungsplans Baulinie Kaplaneiweg 
(siehe Kapitel 2.8). 

5.3 UMGEBUNG 
Das Planungsgebiet wird grösstenteils durch die Bebauung, die notwendige Erschliessung und als privater Umge-
bungsbereich beansprucht. Der Umgebungsplan dient der Orientierung hinsichtlich der Materialisierung und ist im 
Rahmen des Baubewilligungsverfahrens auf das Bauprojekt abzustimmen und zur Prüfung einzureichen. 

Die versiegelte Fläche wurde auf das notwendige Minimum reduziert, um möglichst viel Grünfläche zu erhalten 
und zu gestalten. Dies wird insbesondere durch die einspurige Planung der Tiefgarage sowie durch die Begren-
zung der Parkplätze auf das absolute Minimum erreicht.  

Im Grünbereich soll die Umgebung naturnah, extensiv und ökologisch wertvoll ausgestaltet und in standortgerech-
ter Art und Weise bepflanzt werden. Zusätzlich sollen entlang des Siedlungsrandes Kleinstrukturen wie Ast- oder 
Steinhaufen angelegt werden. Entlang der Parzelle Nr. 81 besteht eine Friedhofsmauer, welche bis an den Unter-
stand mit einer geschlossenen Rückwand im Baubereich C verlängert werden kann. Die Parkierungsbereiche und 
der Warteraum für Fahrzeuge neben der Tiefgarageneinfahrt sind unversiegelt zu erstellen. 

In der nordwestlichen Ecke des Planungsgebietes und zwischen dem Baubereich B und C soll ein einheimischer, 
hochstämmiger Laubbaum gepflanzt werden. Die Wahl der Baumart sowie die Bewirtschaftung erfolgen unter 
Berücksichtigung der Erhaltung des benötigten Lichtraumprofils von 4 m. 

Gegen Norden besteht eine leichte Neigung der Topografie. Deswegen wird eine Böschung erstellt, welche als 
Hochwasserschutzmassnahme dient. Die oberirdische Teil der Tiefgaragenwand entlang der Parzelle Nr. 988 
liegt auf der neuen Parzellengrenze. Entlang der Mauer der Tiefgarageneinfahrt muss für eine sanfte Einordnung 
in die Umgebung eine Rabatte erstellt werden. 

Die Lichtverschmutzung soll gemäss der SIA-Norm SN 586 491 möglichst reduziert werden, weshalb die Aussen-
beleuchtung auf das minimale notwendige Mass beschränkt wird. Beleuchtete Aussenreklamen sind aufgrund 
ihrer möglichen negativen Wirkung auf die Umgebung zurückhaltend in der Standortwahl, Ausrichtung und Be-
leuchtungsintensität zu wählen.  

5.4 UMWELT 
Besondere Anforderungen werden an die Energieerzeugung gestellt. Der gesamte zulässige Energiebedarf für die 
Heizung wird durch erneuerbare Energien und Prozessabwärme gedeckt. Unter anderem sollen PV-Anlagen er-
stellt werden. Der Energiebedarf für Warmwasser kann aufgrund den betrieblichen Prozessen durch fossile Ener-
gien gedeckt werden. Es muss mindestens die östliche Dachhälfte der Hauptbaute im Baubereich B mit PV-Anla-
gen ausgestattet werden. Die Anordnung dieser Anlagen und somit die architektonische Gestaltung im 
Zusammenhang mit der Einordnung in die Umgebung soll entsprechend dem Farb- und Materialkonzept sowie 
den Fassadenansichten berücksichtigt werden. 

Das Dach der Anbaute und des Aufgangs der Tiefgarage sind extensiv zu begrünen. Die Begrünungen sind so aus-
zugestalten, dass sie eine Retentionswirkung aufweisen. 

Gemäss Artikel 7 Absatz 1 der Lärmschutz-Verordnung (SR 814.41; LSV) müssen die Lärmemissionen einer 
neuen ortsfesten Anlage durch die Vollzugsbehörde so begrenzt werden, dass sie einerseits technisch und be-
trieblich möglich sowie wirtschaftlich tragbar sind. Andererseits ist sicherzustellen, dass die von der Anlage allein 
verursachten Lärmimmissionen die festgelegten Planungswerte nicht überschreiten. Bei der geplanten 
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Erweiterung handelt es sich um eine neue ortsfeste Anlage mit möglichen neuen Lärmquellen, welche nicht zu 
Grenzwertüberschreitungen bei den angrenzenden lärmempfindlichen Räumen führen darf. Die betrieblich erzeug-
ten Lärmimmissionen für die nähere Umgebung sollen soweit möglich zeitlich und in ihrer Intensität beschränkt 
werden. Dadurch sollen keine Beeinträchtigungen für die Nachbarparzellen stattfinden. Die Hauptverkehrsbelas-
tung soll wiederum auf den Montag und einen zusätzlich definierten Wochentag konzentriert werden, um weitere 
Beeinträchtigungen der umliegenden Nutzungen zu reduzieren. Der Montag wird aufgrund der Anlieferung und 
des «Schlachttags» verkehrsintensiv sein. Zudem besteht die Möglichkeit an einem zweiten Wochentag, welcher 
längerfristig zu bestimmen ist, einen zusätzlichen Schlachttag durchzuführen oder den Tag für andere Anlieferun-
gen zu benutzen. Dadurch bestehen eine gewisse Flexibilität und auch Sicherheit für die betrieblichen Abläufe der 
Metzgerei und Nutzung der Nachbarparzellen.  

Oberhalb der Tiefgarageneinfahrt ist eine Entsorgungsanlage zu erstellen. Diese kann bei Bedarf überdacht er-
stellt werden. Schlachtabfälle oder weitere Spezialabfälle sollen innerhalb der Haupt- oder Anbauten gelagert und 
gesondert entsorgt werden. 

5.5 NATURGEFAHREN  
Der Sondernutzungsplan für die Betriebserweiterung regelt zudem den Umgang mit Naturgefahren und insbeson-
dere die entsprechenden Schutzmassnahmen. In dem Gebiet bestehen Gefährdungen durch Hochwasserereig-
nisse, insbesondere durch die umliegenden Gewässer wie den Bitzibach und den Dorfbach Bütschwil, sowie durch 
Oberflächenabfluss. Für den geplanten Anbau und die Tiefgarage werden gezielte Hochwasserschutznachweise 
und Schutzmassnahmen festgelegt, die eine erhöhte Anordnung des Geländes und die Sicherstellung eines funkti-
onalen Abflusskorridors umfassen. Somit wird der bestehende Abflusskorridor im Süden des Projekts erhalten. 
Wasser, das von Nordwesten her auf das Grundstück gelangt, wird über eine Verlängerung der bestehenden Fried-
hofsmauer in den Abflusskorridor Süd umgeleitet. Der Vorplatz wird so gestaltet, dass Wasser in Richtung dieses 
Korridors abfliessen kann, und die Tiefgarageneinfahrt erhält eine kleine Kuppe, um Oberflächenabfluss zu verhin-
dern. Diese Massnahmen stellen sicher, dass das Projekt den geltenden Normen und Schutzzielen entspricht und 
keine zusätzliche Gefährdung für das Baugebiet oder angrenzende Parzellen entsteht (siehe Beilage B8). 

5.6 ABWEICHUNGEN VON DER REGELBAUWEISE 
Nachfolgend sind die Abweichungen gegenüber der Regelbauweise gemäss Baureglement der Gemeinde Mosn-
ang (genehmigt: 18.12.2008) tabellarisch aufgeführt und umschrieben. Zusätzlich werden die Abweichungen ge-
genüber der Regelbauvorschriften in den Längs- und Querschnitten und die verbesserten Mehrabstände gegen-
über den Anstössern im Grundrissplan des Richtprojekts ausgewiesen (Beilage B1). 

Tab. 1 Abweichung von der Regelbauweise 
 

THEMA REGELBAUWEISE SONDERNUTZUNGSPLAN ABWEICHUNG 

Grenzabstand 
mindestens 

A (K3): 3 m 
B (GI A): 10 m 
C (GI A): 10 m 

A (K3):13.25 m 
B (GI A): 2.0 m 
(neue Parzellengrenze) 
C (GI A): 2.0 m 

A (K3): + 10.25 m 
B (GI A): - 8.0 m 
C (GI A): - 8.0 m 

Grenzabstand 
maximal 

A (K3): 30 m 
B und C (GI A): - 

A (K3): 40.9 m A (K3): + 10.9 m 

Gebäudetiefe über erstem 
Vollgeschoss maximal 

A (K3): 20 m A (K3): 10.5 m A (K3): - 9.5 m 

Gebäudehöhe maximal A (K3): 9.5 m 
B (GI A): 10.0 m 
C (GI A): 10 m 

A (K3): 7.81 m 
B (GI A): 8.78 m 
C (GI A): 4.22 m 

A (K3): - 1.69 m 
B (GI A): - 1.22 m 
C (GI A): - 5.78 m 

Firsthöhe maximal A (K3): 14.5 m 
B (GI A): 14.0 m 
C (GI A): 14.0 m 

A (K3): 11.21 m 
B (GI A): 13.08 m 
C (GI A): 4.50 m 

A (K3): - 3.29 m 
B (GI A): - 0.92 m 
C (GI A): - 5.50 m 
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Eine der beiden Abweichungen, die der Sondernutzungsplan gegenüber der Regelbauweise zulässt, ist der Grenz-
abstand. Der minimale Grenzabstand gemäss Sondernutzungsplan innerhalb der Gewerbe-Industriezone GI A be-
trägt 2.0 m, da eine neue Parzellengrenze zwischen den Parz. Nrn. 89 und 988 geplant ist. Dafür beträgt der 
Grenzabstand im Teil der dreigeschossigen Kernzone K3 13.25 m. Somit ist zwar eine Abweichung durch den 
Sondernutzungsplan vom minimalen Grenzabstand von 8.0 m vorgesehen, doch wird in der Kernzone K3 ein mas-
siv grösserer Grenzabstand gewählt. 

Die zweite Abweichung betrifft die maximale Gebäudelänge. Die zulässige Gebäudelänge gemäss Sondernut-
zungsplan beträgt 40.9 m über die Zonengrenzen gemäss dem Teilzonenplan hinweg. Dies entspricht einer Ge-
bäudemehrlänge von 10.9 m gegenüber der Regelbauweise der Kernzone K3. In der Gewerbe-Industriezone GI A 
wird keine maximale Gebäudelänge vorgeschrieben. Der Sondernutzungsplan reduziert hingegen die nach Bau-
reglement möglichen Gebäude- und Firsthöhen. Die Reduktion der Gebäude- und Firsthöhen soll als Kompensa-
tion der Gebäudemehrlängen dienen und so die geforderte besonders gute Integration der Überbauung ins beste-
hende Ortsgefüge rechtlich sichern (siehe Kapitel 1.3 / 5.1). 

6 INTERESSENABWÄGUNG 

6.1 VERHÄLTNIS ZUR ÜBERGEORDNETEN GESETZGEBUNG UND 
PLANUNG 

Die vorliegende Planung berücksichtigt die übergeordnete Gesetzgebung und Planung vollumfänglich. Der Teilzo-
nenplan und der Sondernutzungsplan berücksichtigen insbesondere die Vorgaben aus dem rechtskräftigen kanto-
nalen Richtplan und Gemeinderichtplan. 

6.2 ERMITTLUNG DER RELEVANTEN INTERESSEN 
In nachfolgender Tabelle ist dargestellt, welche Interessen für die vorliegende Planung relevant sind: 

UNTERSUCHTE INTERESSEN RELEVANT 

Haushälterische Bodennutzung / Siedlungsentwicklung nach Innen (Art. 1 RPG) X 

Trennung Baugebiet vom Nichtbaugebiet (Art. 1 RPG) X 

Räumliche Voraussetzungen für die Wirtschaft schaffen und erhalten (Art. 1 RPG) X 

Förderung des sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens (Art. 1 RPG)  

Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen (Art. 1 RPG; Boden, Luft, Wasser, Wald, Landschaft)  

Schutz von Landschafts- und Ortsbildern sowie Natur- und Kulturdenkmälern (Art. 1 NHG)  

 kantonale Schutzobjekte X 

Sicherung der ausreichenden Versorgungsbasis des Landes (Art. 1 RPG) und Erhaltung von Landwirtschafts-
flächen, insb. Fruchtfolgeflächen (Art. 3 RPG) 

 

Einordnung von Siedlungen, Bauten und Anlagen in die Landschaft (Art. 3 RPG)  

ÖV-Erschliessung von Wohn- und Arbeitsgebieten (Art. 3 RPG) X 

Schonung der Wohngebiete vor schädlichen/lästigen Einwirkungen (Art. 3 RPG; Luftverschmutzung, Lärm, 
Licht) 

X 

Siedlungen mit vielen Grünflächen und Bäumen (Art. 3 RPG)  

Schutz vor Naturgefahren (Art. 1 Bundesgesetz über den Wasserbau) X 

Weitere Bundesinteressen, z.B. Gewässerschutz, …  

 Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer (GSchG)  

 Gewässerschutzverordnung (GSchV)  
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UNTERSUCHTE INTERESSEN RELEVANT 

Interessen der Anstösserinnen und Anstösser (Mehrbelastungen durch Mehrverkehr, Wohnhygiene, Eigen-
tumsgarantie, Planbeständigkeit, Verhältnismässigkeit etc.) 

X 

Interessen der Grundeigentümerschaft (Mehrausnützung, Eigentumsgarantie, Planbeständigkeit, Verhältnis-
mässigkeit, Wohnhygiene etc.) 

X 

 

6.3 BEWERTUNG DER RELEVANZ 
Die vorgängig ermittelten Interessen werden nachfolgend gewichtet und entsprechend in eine Rangfolge geordnet 
(je weiter oben, desto wichtiger): 

RANGFOLGE UNTERSUCHTE INTERESSEN 

1 Haushälterische Bodennutzung / Siedlungsentwicklung nach Innen (Art. 1 RPG) 

1 Trennung Baugebiet vom Nichtbaugebiet (Art. 1 RPG) 

1 Räumliche Voraussetzungen für die Wirtschaft schaffen und erhalten (Art. 1 RPG) 

2 Schutz von Ortsbildern (Art. 1 NHG) 

2 ÖV-Erschliessung von Wohn- und Arbeitsgebieten (Art. 3 RPG) 

2 Schonung der Wohngebiete vor schädlichen/lästigen Einwirkungen (Art. 3 RPG) 

2 Schutz vor Naturgefahren (Art. 1 Bundesgesetz über den Wasserbau) 

3 Interessen der Anstösserinnen und Anstösser 

3 Interessen der Grundeigentümerschaft 
 
Die Interessen, welche in der Rangfolge der untersuchten Interessen an oberster Stelle stehen, sind mit dem 
Raumplanungsgesetz (RPG; SR 700,1. Januar 2019) in einem nationalen Gesetz mit dem ersten Artikel als Pla-
nungsgrundsätze verankert. Die daraus notwendigen Massnahmen und weiteren Inhalten vom RPG, wie der Be-
rücksichtigung des kantonalen Ortsbilds oder der notwendigen ÖV-Erschliessung von Wohn- und Arbeitsgebieten, 
sind an zweiter Stelle, da sie in einem höheren Artikel aufgeführt sind als die beiden Aufgaben im Art. 1 RPG und 
in der Aufsichts- und Handlungspflicht des Kantons stehen. Das Interesse der Anstösserinnen und Anstösser ist 
gleichwertig zum Interesse der Grundeigentümerschaft und tiefer als jegliche öffentliche Interessen gewichtet. 

6.4 AUSWIRKUNGEN AUF DIE ERMITTELTEN INTERESSEN 
Nachfolgend werden im Rahmen der Interessenabwägung die relevanten betroffenen Interessen beurteilt und ab-
gewogen. 

ERMITTELTE INTERESSEN BEURTEILUNG 

Haushälterische Bodennutzung / 
Innenentwicklung 

Mit der Bebauung wird die Siedlungsentwicklung nach innen zwar nicht direkt gefördert, 
jedoch wird auf einer bereits bebauten Parzelle im Zentrum von Mosnang eine dichtere 
Überbauung und somit eine effizientere Ausnützung ermöglicht. Die Einzonung und Er-
weiterung des bestehenden Baugebiets führen zu einer Erhöhung des Flächenver-
brauchs, wobei jedoch durch eine haushälterische Planung die Einzonung auf das not-
wendige Minimum begrenzt wurde. Insbesondere durch die einspurige Planung der 
Tiefgarage konnte das Areal auf ein Minimum an Flächenversiegelung reduziert werden. 
Die Schleppkurve ist notwendig, um eine sichere Zufahrt und ein effizientes Rangieren 
auf dem Gelände zu gewährleisten. Des Weiteren konnten die Abstellflächen reduziert 
werden. Somit wurden die Erschliessungs- und Abstellflächen auf das notwendige Mini-
mum beschränkt. Aufgrund der knappen Platzverhältnisse auf dem jetzigen Betriebsge-
lände ist eine Einzonung unumgänglich. Mit Hilfe des Sondernutzungsplans wird eine 
zweckmässige Bebauung und eine haushälterische Nutzung des Bodens sichergestellt. 

Trennung Baugebiet vom Nicht-
baugebiet 

Die Einzonung des Teils der Parzelle Nr. 1949 steht in unmittelbarer Abhängigkeit zur Re-
alisierbarkeit der Betriebserweiterung und somit des Sondernutzungsplans und des 
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ERMITTELTE INTERESSEN BEURTEILUNG 

Teilzonenplans. Sie soll gemäss den kantonalen Richtlinien und mit einem möglichst 
kleinen Flächenumfang umgesetzt werden. Mit dem Sondernutzungsplan wird die neue 
Abgrenzung zwischen Bau- und Nichtbaugebiet klar definiert. Dieser ist in Abhängigkeit 
mit der benötigten und klar ausgewiesenen Erschliessungsfläche sowie dem Hochwas-
serschutz. Es wird sichergestellt, dass die Trennung von Bau- und Nichtbaugebiet nicht 
nur räumlich, sondern auch funktional und im Einklang mit den umweltrechtlichen Vorga-
ben erfolgt. Dies bedeutet, dass die Einzonung nur dort erfolgt, wo eine tatsächliche Not-
wendigkeit besteht, um den Betriebsbedarf und die Erschliessung sicherzustellen. Daher 
ist der Trennungsgrundsatz nach Art. 1 RPG weiterhin gegeben. 

Räumliche Voraussetzungen für 
die Wirtschaft schaffen und er-
halten 

Mit der Einzonung und der Bebauung durch den Umbau einer Bestandesbaute und einem 
Neubau kann künftig eine regional und lokal verankerte Metzgerei zentral organisiert und 
zeitgemäss ausgebaut werden. Dadurch wird die Zukunft des Unternehmens und die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Fleischprodukten aus der Region langfristig gesichert. Auf-
grund der Gesetzeslage und der Produktions- und Kapazitätsengpässe ist die Umset-
zung der Planung somit entscheidend und dringend notwendig. Zudem kann ein 
wichtiger Wirtschaftszweig des Toggenburgs, die Milch- und Fleischwirtschaft, gefördert 
werden. Die Erweiterung der Metzgerei dient nicht nur der Sicherstellung von Produkti-
onskapazitäten, sondern trägt auch zur Stärkung der regionalen Wirtschaft bei, da sie Ar-
beitsplätze sichert und die lokale Lebensmittelversorgung stabilisiert. Der Ausbau des 
Betriebs ist angesichts der steigenden Nachfrage und der Optimierung der Produktions-
kapazitäten eine notwendige Massnahme, um mit den Marktentwicklungen Schritt zu 
halten. 

Schutz von Ortsbildern Das Ortsbildschutzgebiet A und die in der Umgebung liegenden Schutzobjekte mit kanto-
nalem Interesse werden durch den Sondernutzungsplan angemessen berücksichtigt. Ein 
möglicher Umbau der Bestandesbaute sowie der Neubau müssen durch die bestimmte 
ortsbauliche und architektonische Gestaltung den kantonalen Schutzzielen Rechnung 
tragen. Das Projekt wurde im Austausch mit der kantonalen Denkmalpflege durch ein re-
gional verwurzeltes Architekturbüro, Bruno Bossart Architekten (Beilage B4), erarbeitet. 
So konnte das Projekt im Verlaufe des Prozesses optimiert werden. Dabei wurde nicht 
nur auf eine möglichst ästhetische, sondern auch auf eine funktionale Integration der 
Neubauten in das bestehende Ortsbild geachtet. Dementsprechend wurden Gestaltungs-
bestimmungen im Sondernutzungsplan aufgenommen, welche diese Qualitäten sichern. 

ÖV-Erschliessung von Wohn- 
und Arbeitsgebieten 

Das bestehende Bauland wird nach einer baulichen Entwicklung weiterhin an eine ÖV-Er-
schliessung mit ausreichender Qualität angebunden sein. Zudem wurde im Rahmen des 
Sondernutzungsplanes die Möglichkeit geschaffen, im Rahmen der Baubewilligung eine 
Erhöhung der Anzahl Veloabstellplätze und Reduktion der Anzahl notwendigen MIV-Park-
felder zu erreichen. Dadurch wird es den zukünftigen Bewohnenden und dem Gewerbe 
möglich sein das ÖV-Angebot zu nutzen und auf den MIV zu verzichten. Die Anbindung 
an den ÖV wird dabei als zentrales Element der Verkehrskonzeption betrachtet, das den 
CO₂-Ausstoss reduziert und die lokale Mobilität nachhaltig gestaltet.  

Schonung der Wohngebiete vor 
schädlichen/lästigen Einwirkun-
gen 

Jeder mögliche Mehrverkehr hat sich künftig an die Vorgaben des Sondernutzungsplans 
zu halten. Aufgrund dessen müssen die betrieblich erzeugten Lärmimmissionen für die 
nähere Umgebung soweit möglich beschränkt werden. Zudem ist durch die Vorgabe von 
bestimmten Schlachttagen (Hauptverkehrsbelastung) die Durchführung von Beerdigun-
gen oder Messen auf dem Kirchengelände trotz möglichen Lärmbelastungen gesichert.  

Schutz vor Naturgefahren Der Hochwasserschutz für die Bauten kann durch den Sondernutzungsplan raumplane-
risch gelöst werden. Durch die Erstellung einer Böschung wird als Objektschutzmass-
nahme der Schutz vor Naturgefahren eingehalten. 

Nachbarschaftliche Interessen Die Erschliessung der Metzgerei über eine Tiefgarage ermöglicht eine effiziente und flä-
chensparende Parkierungsanlage. Der Baukörper wird soweit möglich in die Umgebung 
eingepasst. Weiter ist der Bau der bereits bewilligten, öffentlichen Tiefgarage gesichert. 
Durch die Integration der Tiefgarage in den Untergrund wird der bestehende Raum effi-
zient genutzt und die Oberflächen frei für Grünflächen gelassen. 
Die bestehende privatrechtliche Dienstbarkeit wurde gemäss dessen Vereinbarung im 
Sondernutzungsplan räumlich berücksichtigt, allerdings nicht festgeschrieben. Dadurch 
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ERMITTELTE INTERESSEN BEURTEILUNG 

können die Interessen in Zukunft unabhängig von einer Änderung des Planungsinstru-
mentes geändert werden.  
Die Übertretung der Regelbauweise tangiert die Nachbarschaft unterschiedlich stark. Der 
Baubereich B ermöglicht einen geringeren Grenzabstand zur Parzelle Nr. 988. Aufgrund 
der ortsbaulichen Lage und der Parzellenstruktur ist die Anordnung der Bauten und Anla-
gen nachvollziehbar.  

Interessen der Grundeigentümer-
schaft 

Der Sondernutzungsplan kann auf die Wünsche der Grundeigentümerschaft und die Ent-
wicklung des Areals eingehen und die dafür notwendigen Regelungen ermöglichen. So-
mit sind die geringfügigen Einschränkungen, wie die Vorgaben an die Umgebungsgestal-
tung, als verhältnismässige Anforderungen an die Betriebserweiterung zu sehen.  

6.5 RESULTAT DER INTERESSENABWÄGUNG 
Mit der Festlegung des Sondernutzungsplans nach Art. 25 PBG werden alle relevanten Interessen angemessen 
berücksichtigt und nicht eingeschränkt. 

Die Abweichungen von der Regelbauweise sind notwendig, um den Zweck des Sondernutzungsplans zu erfüllen. 
Die bestehenden Rahmenbedingungen, wie die schmale Parzellenform, die anspruchsvolle Erschliessung sowie 
die Berücksichtigung des Ortsbildes und des Hochwasserschutzes, schränken die möglichen Überbauungsfor-
men erheblich ein. Dennoch ermöglicht der Sondernutzungsplan eine hohe ortsbauliche und architektonische 
Qualität, die eine gelungene Integration der neuen Bebauung ins bestehende Ortsbild gewährleistet. Zudem wird 
durch die haushälterische Bodennutzung, auch im Zuge der Einzonung, das wichtigste Interesse an einer effizien-
ten und flächensparenden Flächenverwertung gewährleistet. Die Einzonung erfolgt dabei nur, wo sie aus betriebli-
cher Notwendigkeit und unter Berücksichtigung der gegebenen räumlichen und infrastrukturellen Bedingungen 
erforderlich ist. Darüber hinaus wird die zweckmässige Erschliessung der Betriebserweiterung im Rahmen des 
Planungsinstruments sichergestellt, sodass die Weiterentwicklung des Betriebs nachhaltig und im Einklang mit 
den gegebenen Vorgaben erfolgen kann. 

7 VERFAHREN 

7.1 VORGESEHENER VERFAHRENSABLAUF 
Der Zeitplan zur planungsrechtlichen Umsetzung sieht vor: 

 Vorprüfung durch das AREG - Juli 2025 
 Information und Mitwirkung der Bevölkerung (parallel zur Vorprüfung) vom 21. März bis zum 24. April 2025 
 Erlass durch den Gemeinderat am 22. Oktober 2025 
 Öffentliche Auflage vom 03. November bis zum 02. Dezember 2025 
 
anschliessend:  
 Evtl. Einspracheverfahren 
 Fakultatives Referendum (Teilzonen- und Sondernutzungsplan) 
 Genehmigungs- und Rekursverfahren 

7.2 KANTONALE VORPRÜFUNG 
Der Teilzonenplan und der Sondernutzungsplan Parz. Nrn. 89 / 1949 wurden dem Amt für Raumentwicklung und 
Geoinformation (AREG) zur Vorprüfung eingereicht. Mit Schreiben vom 08. Juli 2025 nimmt das AREG dazu Stel-
lung. Die zwingenden Punkte (Z) werden wie nachfolgend tabellarisch aufgelistet berücksichtigt: 
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Auswertung Vorprüfungsbericht (zwingende Punkt) 
 

VORPRÜFUNGSBERICHT UMGANG 

Raumplanerische Beurteilung Mitwirkung  

(Z) Die Art und Weise sowie die zeitlichen Verhältnisse sind 
auszuweisen, der Planungsbericht ist entsprechend zu er-
gänzen. Zudem empfehlen wir den Umgang mit den Beiträ-
gen mindestens summarisch im Planungsbericht darzulegen 

Der Planungsbericht wurde entsprechend angepasst. 

Abstimmung übergeordnete Grundlagen  
Abstimmung kantonaler Richtplan 

 

(Z) Im kantonalen Richtplan ist der nördliche Teil des Pla-
nungsgebietes (heutige Bauzone) dem Siedlungsgebiet 
«Wohnnutzung» zugewiesen. Im Rahmen der jährlichen An-
passung oder über eine Fortschreibung in spezifisch genann-
ten Fällen ist die «Wohnnutzung» in «Arbeitsnutzung» zu än-
dern. 

Kenntnisnahme 
Der Planungsbericht wurde entsprechend angepasst. 

Abstimmung übergeordnete Grundlagen  
Abstimmung mit Ortsplanungsrevision 

 

(Z) Aufgrund des sachlichen Zusammenhangs von Son-
dernutzung- und Teilzonenplan durchlaufen die Erlasse das 
Planverfahren koordiniert. Die Erläuterungen unter Ziff. 3.3. 
h) gelten somit auch für den Teilzonenplan. Ein Teilzonen-
plan setzt ein öffentliches Interesse voraus und es ist nach-
zuweisen, dass die geplante Einzonung keine präjudizie-
rende Wirkung auf die anstehende Ortsplanungsrevision hat. 
Die beiden Punkte sind im Planungsbericht nachzuweisen 

Der Planungsbericht wurde entsprechend angepasst. 

Abstimmung übergeordnete Grundlagen  
Erschliessung und Parkierung 

 

(Z) Südlich der Neubaute sind ein Unterstand für die Logistik 
und ein Wende- und Manövrierplatz geplant. Dort findet auch 
die Anlieferung statt. Aufgrund der Nähe zur Pfarrkirche und 
zum Friedhof ist das Wenden der LKW's und die Zulieferung 
nur am südlichen Bauzonenrand möglich. Im östlichen Be-
reich sind eine Tiefgaragenanlage und eine Entsorgungs-
stelle geplant. Da sich der Wende- und Manövrierplatz mit 
der Tiefgarageneinfahrt hauptsächlich in der neunen GI A be-
findet, ist diese Fläche auf ein Minimum zu reduzieren. 
Es ist uns bewusst, dass die Erschliessung im gewachsenen 
Dorfkern von Mosnang herausfordernd ist, auch wurde in ei-
ner ersten Phase eine gemeinsame Lösung mit der parzel-
lenübergreifende Tiefgarage der Gemeinde gesucht, was lei-
der nicht funktioniert. Eine Einzonung an Siedlungsrandlage, 
fast ausschliesslich für eine Erschliessungsanlage, ist raum-
planerisch sehr kritisch. 

Die Erschliessungsfläche und Tiefgarageneinfahrt wurde auf 
das notwendige Minimum reduziert und mit Schleppkurven 
nachgewiesen. Der Sondernutzungsplan wurde entspre-
chend angepasst. 

(Z): Der Wende- und Manövrierplatz mit der Tiefgaragenein-
fahrt sowie die insgesamt 28 Abstellplätze sind zwingend 
auf ein Minimum zu reduzieren. Z.B. ist keine zweispurige 
Rampe in die Tiefgarage notwendig, im Bereich der oberirdi-
schen Parkplätze soll die Anzahl der Parkfelder verringert 
und stattdessen eine ökologische Aufwertung geprüft wer-
den. Zusammengefasst ist der Umgebungsgestaltung be-
sonders hohe Beachtung zu schenken. Daher ist u.E. bereits 
im Rahmen des Sondernutzungsplans (zum Richtprojekt) ein 
Umgebungsplan / -konzept wenigstens als wegleitend fest-
zulegen (vgl. auch Ziff. 6 Art. 2 BVo). 

Die Erschliessungsfläche und Tiefgarageneinfahrt wurde auf 
das notwendige Minimum reduziert und mit Schleppkurven 
nachgewiesen. Der Sondernutzungsplan wurde entspre-
chend angepasst. 
 

Abstimmung übergeordnete Grundlagen  
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VORPRÜFUNGSBERICHT UMGANG 

Nichtionisierende Strahlung 

(Z) Kann der Nachweis über die Einhaltung des Anlagegrenz-
wertes nicht erbracht werden, ist die Einzonung nicht mög-
lich. Allenfalls ist im Teilzonenplan zu vermerken, dass keine 
Orte empfindlicher Nutzung erstellt werden dürfen. 

Der Planungsbericht wurde entsprechend angepasst. 

Abstimmung übergeordnete Grundlagen  
Naturgefahren 

 

(Z) Ein Nachweis, dass keine unzulässige Gefahrenverlage-
rung entsteht, ist zwingend zu erbringen. Ein geeignetes 
Fachbüro ist für diese Beurteilung beizuziehen. Das resultie-
rende Gutachten muss nachgereicht werden. 

Ein Gutachten (Beilage B8) wurde erstellt und der Planungs-
bericht wurde entsprechend angepasst. 

TZP Erhältlichkeit  

(Z) Im Papierplan ist die Darstellung und die Beschriftung 
insbesondere der Zonenkürzel gemäss den Darstellungsvor-
gaben des kantonalen Geodatenmodells kommunale Nut-
zungsplanung' zu verwenden. Die Übereinstimmung von Pa-
pierplan und den Daten auf dem ÖREB-Portal vereinfacht die 
Lesbarkeit für den Nutzer. Dies gilt auch für den Sondernut-
zungsplan. 

Pläne wurden entsprechend angepasst. 

(Z) Spätestens mit der Genehmigung muss die grundeigen-
tümerverbindliche Erhältlichkeit der neuen Bauzonen nach-
gewiesen sein. 

Ein verwaltungsrechtlicher Vertrag wurde erstellt.  
Erhältlichkeit ist dadurch gegeben, dass die einzuzonende 
Fläche der Bauherrschaft bereits gehört. 

(Z) Was noch fehlt ist eine Vereinbarung über den Zeitpunkt 
des Baustarts (analog Teilzonenplan Aufeld). Wichtige 
Punkte sind: 
 Die Einzonung und der dazugehörige Sondernutzungsplan 

ist ausschliesslich für die Betriebserweiterung der Metzge-
rei NÄF-metzg AG zulässig. 

 Baubeginn ist innert 5 Jahren nach Rechtskraft des Son-
dernutzungs- und Teilzonenplans. 

 Sollte der Baustart nicht innert genannter Frist erfolgen, 
wird die eingezonte Fläche gemäss Teilzonenplan wieder 
ausgezont. 

Ohne eine solche Vereinbarung werden wir die genannten 
Punkte in der Genehmigung verfügen. 

Ein verwaltungsrechtlicher Vertrag wurde erstellt. 

TZP Mehrwertabgabe nach PBG  

(Z) Gemäss Art. 58 ff. PBG wird bei einer Neueinzonung 
(dauerhafte Zuweisung eines Grundstücks zu einer Bauzone) 
eine Mehrwertabgabe in der Höhe von 20 Prozent des Bo-
denmehrwerts fällig. Der Bodenmehrwert entspricht dem Un-
terschied zwischen dem bestehenden Verkehrswert eines 
Grundstücks und dem nach der rechtskräftigen Änderung 
der Zonenordnung durch Grundstückschätzung ermittelten 
neuen Verkehrswert (Art. 59 Abs. 1 PBG). Das Schätzungs-
verfahren erfolgt nach den Bestimmungen des Gesetzes 
über die Durchführung der Grundstückschätzung (sGS 814.1; 
abgekürzt GGS). 

Kenntnisnahme 

(Z) Wird die Mehrwertabgabe fällig (Veräusserung des 
Grundstücks / Eigentumswechsel und Rechtsgeschäfte, die 
wirtschaftlich einem Eigentumswechsel gleichkommen; Be-
ginn einer durch die Einzonung ermöglichten Nutzung), mel-
det die zuständige Stelle den Eintritt der Fälligkeit dem AREG 
(Art. 62 PBG). Das AREG erhebt die Mehrwertabgabe nach 
Eintritt der Fälligkeit (Art. 63 PBG i.V.m. Art. 4 PBV). 

Kenntnisnahme 
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VORPRÜFUNGSBERICHT UMGANG 

SNP Besondere Vorschriften Art. 2 Verbindlichkeit  

(Z) Gemäss Art. 15 Umgebungsgestaltung soll erst mit der 
Baueingabe auf Grundlage eines Richtprojekts ein Umge-
bungsgestaltungsplan mit Freiraumbeschrieb eingereicht 
werden. Aufgrund der ortsbaulich sensible Lage im kantona-
len Ortsbildschutzgebiet A sowie am Siedungsrand ist U.E. 
bereits im Rahmen des Sondernutzungsplans ein Umge-
bungsplan / -konzept wenigstens als wegleitend festzule-
gen. Wie können sonst die Bestimmungen in Art. 3 Zweck 
gesichert werden? 

Der Artikel 15 wurde präzisiert und der Umgebungsplan 
wurde als wegleitend erklärt. 

SNP Besondere Vorschriften Art. 2 Verbindlichkeit  

(Z) Die Anzahl der Parkplätze ist zu überprüfen, vgl. Ziff. 3.4 
Erschliessung und Parkierung. In der Vorschrift für die An-
zahl der Parkplätze ist eine andere Norm als im Bauregle-
ment angeben. 

Die Anzahl Parkplätze wurde nochmals auf das betrieblich 
notwendige Minimum reduziert. Der Sondernutzungsplan 
wurde entsprechend angepasst. 
Die Bezeichnung wurde seit der Erarbeitung des Bauregle-
ments angepasst. Es handelt sich jedoch um dieselbe Norm.   

Nachführung ÖREB-Kataster  

(Z) Bezüglich der Nachführung des ÖREB-Katasters ist zu be-
achten, dass der Datensatz zwingend mit der Einreichung zur 
Genehmigung ans AREG geliefert werden muss. Die Ge-
meinde hat der beauftragten Nachführungsstelle entspre-
chenden Auftrag zu erteilen. Sämtliche Lieferungen erfolgen 
über den kantonalen Checker MOCHECKSG und werden au-
tomatisiert geprüft und weitergeleitet. 

Kenntnisnahme 

 

7.3 INFORMATION UND MITWIRKUNG 
Der Gemeinderat als mit Planungsaufgaben betraute Behörde ist nach Art. 4 Raumplanungsgesetz (RPG; SR 700) 
sowie nach Art. 34 Planungs- und Baugesetz (PBG; sGS 731.1) dazu verpflichtet, die Bevölkerung über Ziele und 
Ablauf der Planungen zu unterrichten und die Mitwirkung in geeigneter Weise zu ermöglichen. Die Mitwirkung der 
Bevölkerung der Gemeinde wurde parallel zur Vorprüfung sichergestellt. Die Mitwirkung fand vom 21. März bis 
24. April 2025 statt. Während dieser Frist konnten die Unterlagen sowohl online auf der E-Mitwirkungsplattform 
der Gemeinde Mosnang als auch vor Ort im Gemeindehaus eingesehen werden. Stellungnahmen konnten direkt 
digital auf den Plänen sowie schriftlich per Post oder E-Mail eingereicht werden. Die Mitwirkung ergab eine Ein-
gabe mit zustimmender Haltung, sodass keine Anpassungen aufgrund der eingegangenen Rückmeldungen erfor-
derlich waren. 

7.4 RECHTS- UND GENEHMIGUNGSVERFAHREN 
Der Erlass des Teilzonenplans und des Sondernutzungsplans (Art. 23 PBG) erfolgte durch den Gemeinderat am 
22. Oktober 2025. 

Anschliessend an den Erlass werden der Teilzonenplan und der Sondernutzungsplan gemäss Art. 41 PBG koordi-
niert und unter Eröffnung einer Einsprachefrist von 30 Tagen, zwischen den 03. November 2025 bis 02. Dezember 
2025, öffentlich aufgelegt. Die öffentliche Auflage wird amtlich bekannt gemacht. 

Der Teilzonenplan untersteht gemäss Art. 36 PBG dem fakultativen Referendum. Der Sondernutzungsplan wird 
ebenfalls dem fakultativen Referendum unterstellt. 

Der Teilzonenplan und der Sondernutzungsplan werden gemäss Art. 38 PBG vom Amt für Raumentwicklung und 
Geoinformation genehmigt und von Gemeinderat in Kraft gesetzt. 
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8 BEILAGEN 

B1 RICHTPROJEKT, SENN BAUPROJEKT GMBH VOM 21. OKTOBER 
2025 

B2 UMGEBUNGSPLAN/ -KONZEPT, PREISIG ARTEN GMBH VOM 03. 
SEPTEMBER 2025 

B3 FARB- UND MATERIALKONZEPT, SENN BAUPROJEKT GMBH VOM 
12. DEZEMBER 2024 

B4 ARCHITEKTONISCHER BESCHRIEB, BRUNO BOSSART VOM 30. OK-
TOBER 2024 

B5 BETRIEBSNACHWEIS, NÄF-METZG AG VOM 15. SEPTEMBER 2025 
B6 PARKPLATZNACHWEIS, ERR AG VOM 01. OKTOBER 2025 
B7 AUSWERTUNG KANTONALE VORPRÜFUNG VOM 01. OKTOBER 2025 
B8 OBJEKTSCHUTZNACHWEIS VOM 01. SEPTEMBER 2025 
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Um trotz vieler versiegelter Flächen ein 
Maximum an Biodiversität zu erreichen, 
werden gezielte Massnahmen ergriffen.

In den Wildhecken finden viele Wildtiere
und Insekten Untschlupf und Nahrung. 
Wo möglich werden versickerungsfähige
Beläge eingesetzt. 
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Lebensraum für Pflanzen, Insekten und Vögel. 
Sie verbessern nicht nur die Luftqualität, 
sondern schaffen auch Rückzugsorte für 
einheimische Arten.
 

Parkflächen, Gehwege & Warteraum  
400 m2 

Classic Drain 
Sickersteine

mit Splitt 
verfüllt 

Begrünung Mauer und Geländer 

Vollflächige Begrünung 
mit einheimischen Kletterpflanzen 

Dachfläche 
34 m2 

Extensiv -Begrünung 
mit einheimischen Alpin-
und Kräuterplanzen  

Grünfläche Wohngarten  
453 m2 

Blumenwiese CH-G 
Mit Beerensträuchern und Obstbäumen 
Wildsträucher 

Kunden PP

Kunden PP

Gehweg 

Ruderalfläche  
60 m2 

Ast- und Steinhaufen 
Tuffs mit einheimischen Pflanzen 

Ruderalfläche  
30 m2 

Ast- und Steinhaufen 
Einheimische Stauden und Gehölze

Beton 

Velounterstand 

Obstbaum 

Dachfläche Treppenaufgang 
und Velohaus 24 m2 

Extensiv -Begrünung 
mit einheimischen Alpin-
und Kräuterplanzen  

Terrasse mit Topfpflanzen best. 

PV Anlage auf Kies best. 
Vollflächiges PV-Dach 

Asphalt best. 480 m2

Kirchmauer best.

Ki
rc

hm
au

er
 e

rw
ei

te
rt 

Holztor 

AK
 F

al
zb

le
ch

da
ch

 

Blechdach 

Obstbaum 

Rampe Beton 

Asphalt neu 980 m2

Unterschriften 
Ort, Datum: Mosnang, 03.09.2025

_____________________________
_
Projektverfasser 

_____________________________
_
Bauherrschaft 

_____________________________
_
Grundeigentümer 

Legende: 

Bestehende Elemente 

Neubau  

Rückbau  

N

Carport
Anhänger  

Böschung und Wiesenflächen  
108m2

Blumenwiese CH-G  

+/- 0.00

+/- 0.00

- 0.15

- 1.43

- 1.52

- 1.24

- 1.73

- 1.49

- 0.38

- 1.73

- 0.20

- 0.70

- 0.35

2.0 %
2.0 %

SS best. 

2.0 %

2.0 %

2.
0 

%

2.0 %

7.14

SS neu  

2.0 % 2.0 %

2.0 %

3.0 %

9.24

10.48

12
.7

9

- 0.65

- 0.65

best. Sichtschutz
neu auf anderer 
Seite der Grenze  

Terrasse mit 
Topfpflanzen neu

Parkflächen
100 m2 

Classic Drain 
Sickersteine

mit Splitt 
verfüllt 

Warteraum 

Rabatte
Für Kletter- und 
Rankplfanzen 

La
nd

ab
ta

us
ch

 



























Gemeinde Mosnang | Teilzonenplan / Sondernutzungsplan Parz. Nrn. 89 / 1949 | Vorprüfungsbericht Seite 1 von 9

TEILZONEN- UND SONDERNUTZUNGSPLAN PARZ. NRN. 89 / 1949
01. OKTOBER 2025

AUSWERTUNG KANTONALE VORPRÜFUNG
Der Vorprüfungsbericht bezieht sich auf den Arbeitsstand vom 29. Januar 2025.

• (Z) Zwingende Umsetzung

• (H) Hinweise, Umsetzung fakultativ 
Bemerkung: Hinweise, die keine oder nur redaktionelle Anpassungen und Korrekturen nach sich ziehen, werden in der folgenden Tabelle nicht aufgeführt.

3 RAUMPLANERISCHE BEURTEILUNG
THEMA/ KAPITEL RÜCKMELDUNG VORPRÜFUNG BERÜCKSICHTIGUNG / UMSETZUNG

3 Raumplanerische 
Beurteilung
3.1 Allgemein

Raumplanerische Beurteilung Mitwirkung

(Z) Die Art und Weise sowie die zeitlichen Verhältnisse sind auszuweisen, der 
Planungsbericht ist entsprechend zu ergänzen. Zudem empfehlen wir den Um-
gang mit den Beiträgen mindestens summarisch im Planungsbericht darzulegen

Der Planungsbericht wurde entsprechend angepasst. 

3.3 Abstimmung 
übergeordnete Grundlagen

Abstimmung übergeordnete Grundlagen 
Abstimmung kantonaler Richtplan

(H) Durch die Umzonung des Betriebs in die GI A und die Einzonung von rund 
1'460 m2 in die GI A fällt der Ausbau des Betriebs in die Kategorie Betriebserwei-
terung der Arbeitszonenbewirtschaftung (Koordinationsblatt «S11 Siedlungsge-
biet» in Verbindung mit «S21 Arbeitszonenbewirtschaftung»).

Kenntnisnahme

(Z) Im kantonalen Richtplan ist der nördliche Teil des Planungsgebietes (heutige 
Bauzone) dem Siedlungsgebiet «Wohnnutzung» zugewiesen. Im Rahmen der 
jährlichen Anpassung oder über eine Fortschreibung in speziƼsch genannten Fäl-
len ist die «Wohnnutzung» in «Arbeitsnutzung» zu ändern.

Kenntnisnahme
Der Planungsbericht wurde entsprechend angepasst.

(H) Da es sich vorliegend um die Erweiterung eines bestehenden Betriebes han-
delt, die Erweiterung unter 5'000m2 liegt und der Bedarf ausgewiesen ist, kann 
der südliche Planungsperimeter mittels Fortschreibung dem Siedlungsgebiet 
«Arbeitsnutzung» zugewiesen werden.

Kenntnisnahme
Der Planungsbericht wurde entsprechend angepasst.
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ABSTIMMUNG KOMMUNALE RICHTPLANUNG

(H) Gemäss kommunalem Richtplanblatt «S 3.5.1 Siedlungserweiterungsrich-
tung Mischnutzung» kann bei nachgewiesenem Baulandbedarf eine Einzonung 
von Mischzone erwogen werden. Das geplante Vorhaben ist, was die Siedlungs-
erweiterung Richtung Süden betrifft, grundsätzlich mit dem kommunalen Richt-
plan abgestimmt. Vorliegend ist aber eine Einzonung GI A und somit in die Ar-
beitszone geplant. Aufgrund der zeitnahen Realisierung (noch vor der 
Genehmigung der Ortsplanungsrevision) stimmen auch der Zeithorizont (lang-
fristig) und die Verbindlichkeit (Vororientierung) nicht mehr.

Kenntnisnahme
Wird bei der nächste Nachführung des kommunalen Richtplans angepasst.

(H) Gemäss Richtplanblatt «S 4.2.1 Ortsbildschutzgebiete» sind diese und über-
prüfen und gegebenenfalls im Rahmen der Schutzverordnungsrevision anzupas-
sen. Die Schutzverordnung wird zurzeit überabreitet, gemäss Entwurf bleibt das 
Ortsbildschutzgebiet im Planungsgebiet unverändert.

Kenntnisnahme

Sondernutzungsplan Baulinie Kaplaneiweg

(H) Der Sondernutzungsplan wurde am 6. Februar 2023 vom Amt für Raument-
wicklung und Geoinformation genehmigt. Die Gemeinde konnte nach Aufgabe 
der Poststelle das Grundstück Nr. 51 nördlich des Planungsperimeters erwerben. 
Im Zuge der Dorikernentwicklung wird ein Neubau eines Wohn- und Geschäfts-
hauses mit Tiefgarage auf den Parzellen Nm. 51, 89, 1986 und 2090 geplant. Das 
Bauprojekt ist bewilligt. Mit dem Sondernutzungsplan soll der vergrösserte 
Raumbedarf nach Art. 29 PBG mittels einer Baulinie grundeigentümerverbindlich 
gesichert werden. Der Sondernutzungsplan Kaplaneiweg hat auf die vorliegende 
Planung keinen Einƽuss.

Kenntnisnahme

Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz (ISOS)

(H) Mosnang ist gemäss ISOS ein Ortsbild von kantonaler Bedeutung zugewie-
sen. Das Projekt wurde mit der Denkmalpƽege vorbesprochen und bereits ange-
passt. Aus denkmalpƽegerischer Sicht bestehen zu diesem Planstand keine Be-
merkungen.

Kenntnisnahme

Abstimmung übergeordnete Grundlagen 
Abstimmung mit Ortsplanungsrevision

(H) Neuerlasse oder Änderungen von altrechtlichen Sondernutzungsplänen ge-
mäss altem Recht (aBauG) müssen spätestens bis zur öffentlichen Auƽage der 
neuen Rahmennutzungsplanung nach PBG vom AREG genehmigt worden sein. 
Ab diesem Zeitpunkt können nur noch neurechtliche Sondernutzungspläne nach 
PBG öffentlich aufgelegt werden. Die Auƽage und Genehmigung von Sondernut-
zungsplänen nach aBauG ist ab diesem Zeitpunkt nicht mehr möglich.

Kenntnisnahme
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(Z) Aufgrund des sachlichen Zusammenhangs von Sondernutzung- und Teilzo-
nenplan durchlaufen die Erlasse das Planverfahren koordiniert. Die Erläuterun-
gen unter Ziff. 3.3. h) gelten somit auch für den Teilzonenplan. Ein Teilzonenplan 
setzt ein öffentliches Interesse voraus und es ist nachzuweisen, dass die ge-
plante Einzonung keine präjudizierende Wirkung auf die anstehende Ortspla-
nungsrevision hat. Die beiden Punkte sind im Planungsbericht nachzuweisen.

Der Planungsbericht wurde entsprechend angepasst.

(H) Ab dem Tag der öffentlichen Auƽage der neuen Rahmennutzungsplanung 
nach PBG können bereits neurechtliche Sondernutzungspläne nach PBG öffent-
lich aufgelegt werden; diese können vom AREG unter dem Vorbehalt des Inkraft-
tretens der neuen Rahmennutzungsplanung nach PBG auch genehmigt werden. 
Somit treten solche neurechtlichen Sondernutzungspläne also erst mit Inkrafttre-
ten der neuen Rahmennutzungsplanung nach PBG in Kraft. Wichtig ist ausser-
dem: Gemeinden, welche mit Rekursen gegen den neuen Rahmennutzungsplan 
nach PBG konfrontiert sind, können das Bau- und Umweltdepartement darum er-
suchen, die nicht angefochtenen Teile des neuen Rahmennutzungsplans vorzei-
tig in Kraft zu setzen.

Kenntnisnahme

3.4 Erschliessung und 
Parkierung

(H) Die Erschliessung der Bauzone ist Sache der Gemeinde. Das Strasseninspek-
torat beurteilt wegen fehlender Strassenklassierung die Erschliessung als nicht 
hinreichend. (vgl. Strassenpolizeiliche Stellungnahme, Beilage). (Art. 11 PBG)

Kenntnisnahme

(H) Das Tiefbauamt, Abteilung Mobilität und Planung, weist darauf hin, dass 
nördlich der Parzelle Nr. 89 der Kaplaneiweg verläuft. Ein Bereich davon liegt im 
Projektperimeter. Falls der Weg in seiner Lage im Zuge des Projektes angepasst 
werden sollte, ist die klassierte Fläche im Rahmen eines Teilstrassenplanverfah-
rens anzupassen. (Art. 26 PBG)

Die Perimeterabgrenzung erfolgt zweckmässig entlang der Parzellengrenze. Der 
Kaplaneiweg wurde im Sondernutzungsplan an den Baulinienplan von 2023 an-
gepasst.

(Z) Südlich der Neubaute sind ein Unterstand für die Logistik und ein Wende- und 
Manövrierplatz geplant. Dort Ƽndet auch die Anlieferung statt. Aufgrund der 
Nähe zur Pfarrkirche und zum Friedhof ist das Wenden der LKW's und die Zulie-
ferung nur am südlichen Bauzonenrand möglich. Im östlichen Bereich sind eine 
Tiefgaragenanlage und eine Entsorgungsstelle geplant. Da sich der Wende- und 
Manövrierplatz mit der Tiefgarageneinfahrt hauptsächlich in der neunen GI A be-
Ƽndet, ist diese Fläche auf ein Minimum zu reduzieren.
Es ist uns bewusst, dass die Erschliessung im gewachsenen Dorfkern von Mosn-
ang herausfordernd ist, auch wurde in einer ersten Phase eine gemeinsame Lö-
sung mit der parzellenübergreifende Tiefgarage der Gemeinde gesucht, was lei-
der nicht funktioniert. Eine Einzonung an Siedlungsrandlage, fast ausschliesslich 
für eine Erschliessungsanlage, ist raumplanerisch sehr kritisch.

Die Erschliessungsƽäche und Tiefgarageneinfahrt wurde auf das notwendige Mi-
nimum reduziert und mit Schleppkurven nachgewiesen. Der Sondernutzungs-
plan wurde entsprechend angepasst.

(H) Gemäss Planungsbericht Ziff. 5.2, Seite 26, sind mindestens 17 Parkfelder 
für den motorisierten Individualverkehr (MIV) zu erstellen. Davon mindestens 9 

Die Anzahl Parkplätze wurde nochmals auf das betrieblich notwendige Minimum 
reduziert. Der Sondernutzungsplan wurde entsprechend angepasst.
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Parkfelder MIV oberirdisch, in der Nähe der Gebäudeeingänge für die Wohnbaute 
und die Kundschaft der Metzgerei. Gemäss Bericht existieren bereits 12 oberirdi-
sche Kundenparkplätze, in der Tiefgarage sind weitere 16 Abstellplätze für Mitar-
beiter sowie Fahrzeuge der Metzgerei geplant.

(Z): Der Wende- und Manövrierplatz mit der Tiefgarageneinfahrt sowie die insge-
samt 28 Abstellplätze sind zwingend auf ein Minimum zu reduzieren. Z.B. ist 
keine zweispurige Rampe in die Tiefgarage notwendig, im Bereich der oberirdi-
schen Parkplätze soll die Anzahl der Parkfelder verringert und stattdessen eine 
ökologische Aufwertung geprüft werden. Zusammengefasst ist der Umgebungs-
gestaltung besonders hohe Beachtung zu schenken. Daher ist u.E. bereits im 
Rahmen des Sondernutzungsplans (zum Richtprojekt) ein Umgebungsplan / -
konzept wenigstens als wegleitend festzulegen (vgl. auch Ziff. 6 Art. 2 BVo).

Die Erschliessungsƽäche und Tiefgarageneinfahrt wurde auf das notwendige Mi-
nimum reduziert und mit Schleppkurven nachgewiesen. Der Sondernutzungs-
plan wurde entsprechend angepasst.

3.5 
Umweltschutzrechtliche 
Aspekte

Lärmschutz

(H) Gemäss Art. 7 Abs. 1 der Lärmschutz-Verordnung (SR 814.41; abgekürzt 
LSV) müssen die Lärmemissionen einer neuen ortsfesten Anlage nach den An-
ordnungen der Vollzugsbehörde so weit begrenzt werden:
• als dies technisch und betrieblich möglich sowie wirtschaftlich tragbar ist und
• dass die von der Anlage allein erzeugten Lärmimmissionen die Planungswerte 

nicht überschreiten.

Kenntnisnahme

(H) Bei der geplanten Erweiterung handelt es sich um eine neue ortsfeste Anlage 
mit möglichen neuen Lärmquellen, welche nicht zu Grenzwertüberschreitungen 
bei den angrenzenden lärmempƼndlichen Räumen führen darf. Im Rahmen des 
Baubewilligungsverfahrens sind die entsprechenden Nachweise nach Lärm-
schutz-Verordnung (LSV) zum Schutz der Nachbarn vor Industrie- und Gewerbe-
lärm zu erbringen.

Kenntnisnahme

Nichtionisierende Strahlung

(H) Gemäss Art. 16 der Verordnung über den Schutz vor nichtionisierender Strah-
lung (SR 814.710; abgekürzt NISV) dürfen Bauzonen nur dort ausgeschieden 
werden, wo die Anlagegrenzwerte gemäss Anhang 1 von bestehenden und raum-
planungsrechtlich festgesetzten geplanten Anlagen eingehalten sind oder mit 
planerischen oder baulichen Massnahmen eingehalten werden können.

Der Planungsbericht wurde entsprechend angepasst. 

(H) Die Einzonung liegt im Einƽussbereich der Swisscom Mobilfunkanlage 
MONG auf dem nördlich vom Plangebiet stehenden Kirchturm. Nach Anhang 1 
Ziffer 64 NISV beträgt der Anlagegrenzwert für den Effektivwert der elektrischen 
Feldstärke 5.0 V/m. Nähere Auskunft kann die Swisscom, environment.back-
oƾceeswisscom.com geben.

Der Planungsbericht wurde entsprechend angepasst.
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(Z) Kann der Nachweis über die Einhaltung des Anlagegrenzwertes nicht er-
bracht werden, ist die Einzonung nicht möglich. Allenfalls ist im Teilzonenplan zu 
vermerken, dass keine Orte empƼndlicher Nutzung erstellt werden dürfen.

Der Planungsbericht wurde entsprechend angepasst.

3.6 Energie (H) Wir begrüssen die Bestimmungen zu Energie (Photovoltaik, erneuerbare Wär-
meversorgung, Ladeinfrastruktur) und Klima im Sinne einer blaugrünen Infra-
struktur (Versiegelung, Dachbegrünung, Fassadenbegrünung, ökologische Umge-
bungsgestaltung).

3.7 Naturgefahren (H) Eine Neueinzonung von Flächen in Gefahrengebieten mit mittlerer Gefähr-
dung ist nur möglich, wenn ein umfassendes Massnahmenkonzept Naturgefah-
ren zeigt, wie das Risiko mit verhältnismässigen Massnahmen auf ein tragbares 
Mass reduziert wird, und wenn eine der folgenden Begründungen zutrifft:
• Es bestehen keine anderen Möglichkeiten für die Siedlungsentwicklung.
• Es soll eine Baulücke geschlossen werden.
• Die Gefährdung wird durch die Überbauung der Fläche eliminiert und es erfolgt 

keine relevante Verlagerung der Gefährdung.
• Der Gefährdung wird mit verhältnismässigen Massnahmen begegnet (nur bei 

schwachen Intensitäten möglich) und es erfolgt keine relevante Verlagerung 
der Gefährdung.

Im Planungsbericht wird der letzte der obigen Punkte als Begründung geltend ge-
macht. Durch die Erhöhung des Terrains entsteht vermutlich ein adäquater 
Schutz für die zur Einzonung vorgesehene Fläche. Der Fliessweg der potenziellen 
Überschwemmung wird dadurch aber beeinƽusst.

Kenntnisnahme

(Z) Ein Nachweis, dass keine unzulässige Gefahrenverlagerung entsteht, ist zwin-
gend zu erbringen. Ein geeignetes Fachbüro ist für diese Beurteilung beizuzie-
hen. Das resultierende Gutachten muss nachgereicht werden.

Ein Gutachten (B8) wurde erstellt und der Planungsbericht wurde entsprechend 
angepasst.

4 Teilzonenplan
4.1 Erhältlichkeit

(Z) Im Papierplan ist die Darstellung und die Beschriftung insbesondere der Zo-
nenkürzel gemäss den Darstellungsvorgaben des kantonalen Geodatenmodells 
kommunale Nutzungsplanung' zu verwenden. Die Übereinstimmung von Papier-
plan und den Daten auf dem ÖREB-Portal vereinfacht die Lesbarkeit für den Nut-
zer. Dies gilt auch für den Sondernutzungsplan.

Pläne wurden entsprechend angepasst. 

(H) Im «Ausschnitt rechtskräftiger Zonenplan» fehlt der eingedolte Bitzibach. Der Ausschnitt zum rechtskräftigen Zonenplan wurde entsprechend angepasst. 

(Z) Spätestens mit der Genehmigung muss die grundeigentümerverbindliche Er-
hältlichkeit der neuen Bauzonen nachgewiesen sein.

Ein verwaltungsrechtlicher Vertrag wurde erstellt. 
Erhältlichkeit ist dadurch gegeben, dass die einzuzonende Fläche der Bauherr-
schaft bereits gehört. 

(H) Gemäss Korrespondenz mit der Grundbuchverwalterin (vgl. E-Mail vom 21. 
Mai 2025) haben wir uns zur Sicherung der Erhältlichkeit wie folgend geäussert: 
Die Fläche, die für die geplante Erweiterung der Bauzone zugewiesen werden 

Kenntnisnahme. 
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soll, ist tatsächlich verfügbar im Sinne von Art. 15 Abs. 4 Bst. d RPG. Weitere 
Massnahmen wie eine Dienstbarkeit o.ä. mit Grundbucheintrag sind für die Ein-
zonung aus unserer Sicht nicht erforderlich.

(Z) Was noch fehlt ist eine Vereinbarung über den Zeitpunkt des Baustarts (ana-
log Teilzonenplan Aufeld). Wichtige Punkte sind:
• Die Einzonung und der dazugehörige Sondernutzungsplan ist ausschliesslich 

für die Betriebserweiterung der Metzgerei NÄF-metzg AG zulässig.
• Baubeginn ist innert 5 Jahren nach Rechtskraft des Sondernutzungs- und Teil-

zonenplans.
• Sollte der Baustart nicht innert genannter Frist erfolgen, wird die eingezonte 

Fläche gemäss Teilzonenplan wieder ausgezont.

Ohne eine solche Vereinbarung werden wir die genannten Punkte in der Geneh-
migung verfügen.

Ein verwaltungsrechtlicher Vertrag wurde erstellt. 

4.1 Mehrwertabgabe nach 
PBG

(Z) Gemäss Art. 58 ff. PBG wird bei einer Neueinzonung (dauerhafte Zuweisung 
eines Grundstücks zu einer Bauzone) eine Mehrwertabgabe in der Höhe von 20 
Prozent des Bodenmehrwerts fällig. Der Bodenmehrwert entspricht dem Unter-
schied zwischen dem bestehenden Verkehrswert eines Grundstücks und dem 
nach der rechtskräftigen Änderung der Zonenordnung durch Grundstückschät-
zung ermittelten neuen Verkehrswert (Art. 59 Abs. 1 PBG). Das Schätzungsver-
fahren erfolgt nach den Bestimmungen des Gesetzes über die Durchführung der 
Grundstückschätzung (sGS 814.1; abgekürzt GGS).

Kenntnisnahme

(H) In einem ersten Schritt leitet das zuständige Grundbuchamt das ordentliche 
Schätzungsverfahren ein. Der Fachdienst für Grundstückschätzungen (vgl. Art. 3 
GGS in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 und Art. 4 Abs. 1 der Verordnung über die 
Durchführung der Grundstückschätzung; sGS 814.11; abgekürzt VGS) führt eine 
Liegenschaftenschätzung zur Ermittlung des Verkehrswerts nach der Einzonung 
durch. Die politische Gemeinde eröffnet der Grundeigentümerin oder dem Grund-
eigentümer die Schätzungsverfügung. Nach Eintritt der Rechtskraft der Einzo-
nung und der neuen Grundstückschätzung veranlagt das Amt für Raumentwick-
lung und Geoinformation (AREG) als zuständige Stelle des Kantons die 
Mehrwertabgabe (Art. 61 Abs. 1 PBG i.V.m. Art. 4 PBV).

Kenntnisnahme

(Z) Wird die Mehrwertabgabe fällig (Veräusserung des Grundstücks / Eigentums-
wechsel und Rechtsgeschäfte, die wirtschaftlich einem Eigentumswechsel 
gleichkommen; Beginn einer durch die Einzonung ermöglichten Nutzung), meldet 
die zuständige Stelle den Eintritt der Fälligkeit dem AREG (Art. 62 PBG). Das 
AREG erhebt die Mehrwertabgabe nach Eintritt der Fälligkeit (Art. 63 PBG i.V.m. 
Art. 4 PBV).

Kenntnisnahme
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(H) Es gibt zudem eine Freigrenze (Art. 59 Abs. 3 PBG), d.h. planungsbedingte 
Bodenmehrwerte bis Fr. 30'000.— werden von der Mehrwertabgabe nicht erfasst 
(wird der Betrag der Freigrenze überschritten, wird die Mehrwertabgabe für den 
Gesamtbetrag fällig).

Kenntnisnahme

5 Sondernutzungsplan Zur Kartendarstellung einschliesslich Titelblatt und Legende ergeben sich fol-
gende Bemerkungen:
(H) Als Zweckbezeichnung steht auf dem Titelblatt: «Betriebserweiterung Metz-
gerei Näf-metzg AG». Die Zweckbezeichnung ist zudem auf das PBG abzustüt-
zen (nach Art. 25 ff PBG).

Kenntnisnahme

5.1 Abweichungen 
gegenüber der 
Regelbauweise

(H) Die Abweichungen von der Regelbauweise werden im Planungsbericht auf 
Seite 28 folgend aufgezeigt:

Kenntnisnahme

Grenzabstand

(H) Der Grenzabstand in der GI A beträgt 2m, somit wird der Grenzabstand um 
8m unterschritten. Dies betrifft den Neubau im Baubereich B gegenüber Parzelle 
Nr. 988 (K3) und den Witterungsschutz im Baubereich C gegenüber Parzelle Nr. 
81 (Pfarrkirche, Zone für öffentliche Bauten und Anlagen).

Kenntnisnahme

H) Gibt es zu genannten Unterschreitungen eine Grenzabstandsvereinbarung mit 
den Nachbarn (vgl. Art. 92 Abs. 2 PBG)?

Kenntnisnahme
Die Grenzabstände werden im Sondernutzungsplan als öffentlich-rechtliches In-
strument geregelt. Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer haben das 
Recht zur Einsprache.

Gebäudelänge

(H) In der GI A ist keine Gebäudelänge deƼniert, in der K3 beträgt diese 30m. Mit 
dem Sondernutzungsplan wird eine Gebäudelänge von insgesamt 40.9m über 
die Zonengrenze GI A / K3 festgelegt, die mehrheitliche Überschreitung beƼndet 
sich in der GI A.

Kenntnisnahme

Baurechtliche Beurteilung

(H) Der Sondernutzungsplan soll nach Art. 36 Abs. 1 Bst. c PBG dem fakultativen 
Referendum zu unterstellt werden (koordiniert mit dem Teilzonenplan). Mit der 
vorliegenden Planung wird im Bereich des Grenzabstandes stark von der Regel-
bauweise abgewichen, die Abweichung ist gemäss Unterlagen betriebsbedingt. 
Demgegenüber reduziert der Sondernutzungsplan die nach Baureglement mögli-
chen Gebäude- und Firsthöhen. Es ist eine Grenzabstandsvereinbarung mit den 
Nachbarn abzuschliessen (vgl. Art. 92 Abs. 2 PBG).

Kenntnisnahme
Die Grenzabstände werden im Sondernutzungsplan als öffentlich-rechtliches In-
strument geregelt. Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer haben das 
Recht zur Einsprache.

5.2 Ortsbauliche und 
architektonische Qualität

(H) Der Sondernutzungsplan kann in Abweichung vom Rahmennutzungsplan 
eine höhere bauliche Nutzung im Interesse einer Überbauung von hoher ortsbau-
licher und architektonischer Qualität zulassen.

Kenntnisnahme
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(H) Für die Entwicklung des Neubaus wurden Gesuchsteller und Gemeinde vom 
Architekten Bruno Bossart beraten. Im Sondernutzungsplan werden der Bestand 
und ein Neubau, bestehend aus einem Hauptbau und einem Anbau mit Räumlich-
keiten für die Produktion, für das Lager und die Büronutzung sowie ein bestehen-
der Wohnbau geregelt. Betreffend seiner Dimensionen, wie der Gebäudelänge 
und -breite und der Höhen, richtet sich der Neubau nach den betrieblichen Be-
dürfnissen. Weiter sind eine Anbaute, ein Unterstand für betrieblich notwendige 
Fahrzeuge und einen Aufgang zur bewilligten Tiefgarage der Gemeinde geplant.

Kenntnisnahme

(H) Die vorliegende Planung gewährleistet einen Betriebsausbau und weist hin-
sichtlich der architektonischen Gestaltung und der Energieversorgung Mehrquali-
täten gegenüber der Regelbauweise auf. Aufgrund der ortsbaulich sensible Lage 
im kantonalen Ortsbildschutzgebiet A sowie am Siedungsrand muss der Detail-
lierungsgrad der Regelungen betreffend Umgebungsgestaltung hoch sein, res-
pektive die Verbindlichkeit der Beilagepläne müssen die gewünschte Qualität si-
chern. Dieser Punkt ist noch zu verbessern.

Die Sonderbauvorschriften wurden entsprechend angepasst. 

6 Besondere Vorschriften SNP Besondere Vorschriften Art. 2 Verbindlichkeit

(Z) Gemäss Art. 15 Umgebungsgestaltung soll erst mit der Baueingabe auf 
Grundlage eines Richtprojekts ein Umgebungsgestaltungsplan mit Freiraumbe-
schrieb eingereicht werden. Aufgrund der ortsbaulich sensible Lage im kantona-
len Ortsbildschutzgebiet A sowie am Siedungsrand ist U.E. bereits im Rahmen 
des Sondernutzungsplans ein Umgebungsplan / -konzept wenigstens als weglei-
tend festzulegen. Wie können sonst die Bestimmungen in Art. 3 Zweck gesichert 
werden?

Der Artikel 15 wurde präzisiert und der Umgebungsplan wurde als wegleitend er-
klärt. 

Art. 12 Parkierung

(Z) Die Anzahl der Parkplätze ist zu überprüfen, vgl. Ziff. 3.4 Erschliessung und 
Parkierung. In der Vorschrift für die Anzahl der Parkplätze ist eine andere Norm 
als im Baureglement angeben.

Die Anzahl Parkplätze wurde nochmals auf das betrieblich notwendige Minimum 
reduziert. Der Sondernutzungsplan wurde entsprechend angepasst.
Die Bezeichnung wurde seit der Erarbeitung des Baureglements angepasst. Es 
handelt sich jedoch um dieselbe Norm.  

7 Fazit und 
Schlussbemerkungen 
7.1 
Genehmigungsunterlagen

Zur Genehmigung sind der Erlass und der Planungsbericht mindestens dreifach 
in Papierform einzureichen. Zwei Exemplare verbleiben beim Kanton, die weite-
ren Exemplare gehen an die Gemeinde zurück. Der Genehmigungsantrag mit An-
gaben zum Verfahren, Einsprachen, Einspracheentscheide, Gemeinderatsbe-
schlüsse und Publikationsnachweise sind einfach einzureichen. Die Zustellung 
sämtlicher Unterlagen als PDF-Datei erleichtert uns zudem die Koordination mit 
den kantonalen Fachstellen.

Kenntnisnahme

7.2 Nachführung ÖREB-
Kataster

(Z) Bezüglich der Nachführung des ÖREB-Katasters ist zu beachten, dass der Da-
tensatz zwingend mit der Einreichung zur Genehmigung ans AREG geliefert 

Kenntnisnahme
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werden muss. Die Gemeinde hat der beauftragten Nachführungsstelle entspre-
chenden Auftrag zu erteilen. Sämtliche Lieferungen erfolgen über den kantona-
len Checker MOCHECKSG und werden automatisiert geprüft und weitergeleitet.

(H) Details zur Erfassung der Geodaten und der Datenerfassung in ÖREBlex so-
wie zur Benennung und Lieferung der Daten sind in der Weisung zum Datenmo-
dell dokumentiert. Die Weisungen für die Organisation und Nachführung des 
ÖREB-Katasters sind separat dokumentiert. Beide Dokumente bzw. Weisungen 
sind auf unserer Homepage abrufbar.

ERR AG FSU SIA | Teufener Strasse 19 | 9001 St.Gallen | +41 (0)71 227 62 62 | info@err.ch | www.err.ch
Jonathan Graf | jonathan.graf@err.ch
129.3.014 | 129_vp_bericht_snp_tp_parz_nr_89_1949_251001
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